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Vorwort 

Das österreichische Konkordat, abgeschlossen am 5. Juni 
1933, ratifiziert am 1. Mai 1934, trägt wie der österreichische 
Bundesstaat eine eigene, sagen wir österreichische, Note, wenn­
gleich Anlehnungen an das italienische und an die deutschen 
Konkordate zu verzeichnen sind. Man gewinnt den sympathi­
schen Eindruck, daß Kirche und Staat einander wohlwollend 
entgegenkommen wollen. Dabei wurde jede Beeinträchtigung 
anderer Religionsgenossenschaften sorgfältig vermieden. Nach 
Art. 29 und 30 der gleichzeitig veröffentlichten neuen Verfas­
sung erfreuen sich alle gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgenossenschaften der gleichen Rechte. Und wie mit 
der katholischen Kirche ein Konkordat abgeschlossen wurd~, 
80 können auch die anderen anerkannten Religionsgesellschaf­
ten im Einvernehmen mit der Bundesregierung eine weitere 
Regelung ihrer Angelegenheiten erreichen. 

Im folgenden wird der Text des Konkordates mit einer 
sachgemäßen Erklärung unter Benützung der bisher er flosse­
nen Durchführungsgesetze und Durchführungsverordnungen 
geboten. Die Gegenüberstellung des alten und neuen Rechtes 
läßt die Tragweite der Konkordatsbestimmungen erkennen. 

Graz, im Juni 1934. Der Verfasser. 
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I. Vorgeschichte des österreichischen 
Konkordates 

Österreich hatte in der absoluten Ära, am 18. August 1855, 
ein Konkordat mit dem Apostolischen Stuhle geschlossen. Da 
Ungarn damals mit Österreich eine staatliche Einheit bildete, 
galt das Konkordat auch für Ungarn. Da jedoch infolge des 
sogenannten Ausgleiches zwischen Österreich und Ungarn im 
Jahre 1868 das Patent vom 5. November 1855, womit das Kon­
kordat staatlicherseits promulgiert worden war, als ein nicht 
verfassungsmäßig zustandegekommenes Gesetz betrachtet 
wurde, war die Rechtskraft des Konkordates für Ungarn in 
Frage gesteHt. Am 30. Juli 1870 wurde das österreichische 

Konkordat staatlicherseits gekündet. Zwar erklärten die öster­
reichischen Bischöfe in einer Denkschrift vom 20. März 1874, 
daß sie das Konkordat nicht als erloschen betrachten, und es 
konnte diese Fiktion um so eher festgehalten werden, als viele 
Konkordatsbestimmungen entweder in das Gesetz vom 7. Mai 
1874, RGBl. NI'. 50, übergingen oder als ältere Privilegien der 
österreichischen Herrscher fortdauerten 1. DUl'ch die Umwäl­
zungen des Jahres 1918 war aber ein neu e s Österreich ent­
standen. Als Benedikt XV. in der Allokution vom 21. Novem­
ber 1921 (AAS., XIII, 521 f.) erklärte, daß die neuentstandenen 
Staaten nicht mehr die in früheren Konkordaten ganz ande­
ren staatlichen Gebilden verliehenen Privilegien in Ansprnch 
nehmen können, begann man in kirchlichen Kreisen Öster­
reichs sich mit dem Gedanken an ein neues Konkordat ver­
traut zu machen. Seit dem Jahre 1930 nahmen die Vorarbeiten 
greifbare Gestalt an. Sowohl der Episkopat als auch die östel'­
reichische Regierung - letztere hauptsächlich wegen ehe­
rechtlicher Fragen - betrieben die Angelegenheit. So konnte, 

1 V gl. Ha ri n g J., Grundzüge des kath. Kirchenrechtes 1924, 56 ff. 
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nachdem am 4. März 1933 das Parlament sich ausgeschaltet 
hatte, am 5. Juni 1933 der Text des neuen Konkordates von 
Kard. Pacelli und der Vertretung der österreichischen Regie­
rung (Dr. Engelbert Dollfuß und Dr. Kurt Schuschnigg) ver­
einbart werden. Die Ratifikation erfolgte durch den Bundes­
präsidenten Miklas unmittelbar nach Mitternacht. des an­
brechenden 1. Mai 1934 und wurde gleichzeitig mit der neuen 
Verfassung auch das Konkordat veröffentlicht. Es. gliedert sich 
in 23 Artikel mit weiteren Unterabteilungen. Gleichzeitig 
wurde als integrierender Bestandteil des Konkordates auch ein 
ZusatzprotokoH mit ergänzenden Erklärungen zu einer Reihe 
von Artikeln und Paragraphen ratifiziert. Aus praktischen 
Gründen wurden in diesem Kommentar den Artikeln die Zu­
satzartikel angefügt. 
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u. Te·xt des Konkordates mit sach­
gemäßen Erklärungen 

Konkordat 
zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Österreich. 

Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und die Republik Öster­
reich, die in dem Wunsche einig sind, die Rechtslage der 
katholischen Kirche in Österreich zum Besten des kirchlichen 
und religiösen Lebens in gegenseitigem Einvernehmen in 
dauerhafter Weise neu zu ordnen, haben beschlossen, eine 
feierliche Obereinkunft zu treffen. 

Zu diesem Zwecke haben 

Seine Heiligkeit 

zu Ihrem Bevollmächtigten 

Seine Eminenz den Hochwürdigsten Herrn Kardinal Eugen 
Pacelli, Ihren Staatssekretär, und der 

Herr Bundespräsident der Republik Österreich 

den Herrn Bundeskanzler Dr. Engelbert Dollfuß und 

den derzeit auch mit der Führung des Bundesministeriums 
für Unterricht betrauten Herrn Bundesminister für Justiz 
Dr. Kurt Schuschnigg zu seinen Bevollmächtigten 

ernannt, die nach Austausch ihrer für gut und richtig be­
fundenen Vollmachten folgende Bestimmungen vereinbart 
haben: 

Artikel I. § 1. Die Republik Österreich sichert und gewähr­
leistet der heiligen römisch-katholischen Kirche in ihren ver· 
schiedenen Riten die freie Ausübung ihrer geistlichen Macht 
und die freie und öffentliche Ausübung des Kultus. 

§ 2. Sie anerkennt das Recht der katholischen Kirche, im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit Gesetze, Dekrete und Anordnun-
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gen zu erlassen; sie wird die Ausübung dieses Rechtes weder 
hindern noch erschweren. 

§ 3. In der Erfüllung ihrer geistlichen Amtspflicht steht den 
Geistlichen der Schutz des Staates zu. 

§ 4. Der Heilige Stuhl genießt im Verkehr und in der Kor-
respondenz mit den Bischöfen, dem Klerus und den übrigen . I 
Angehörigen der katholischen Kirche in Österreich volle Frei-
heit ohne jede Einflußnahme der Bundesregierung. Dasselbe 
gilt für den Verkehr und die Korresp';ndenz der Bischöfe und 
Diözesanbehörden mit dem Klerus und den Gläubigen. 

Art. I. § I, gewährt der römisch-katholischen Kirche und 
ihren verschiedenen Riten Ku 1 t u s f r e i h e i t. Tatsächlich 
sind bis jetzt in Österreich neben dem römisch-katholischen 
nur der griechisch. und armenisch-katholische Ritus aner­
kannt. Für den syrischen und koptischen Ritus mit seinen 
verschiedenen Unterarten hesteht in Österreich mangels Mit­
gliedern kein Bedürfnis 2. - Es ist die katholische IGrche in 
Österreich nicht Staatskirche, die katholische Religion nicht 
Staatsreligion, vielmehr giht es in Österreich auch andere 
staatlich anerkannte Konfessionen, die der gleichen Rechte 
sich erfreuen. Vgl. hesonders Art. 29 der Verfassung 1934, 
BGBl. II, 13. 

Die Angelegenheiten der gesetzlich anerkannten Kirchen 
und ReligionsgeseHschaften, die auch das staatliche Interesse 
herühren, werden hesonders geregelt. Für die katholische 
Kirche erfolgt diese Regelung grundsätzlich durch Verein­
harung zwischen dem Bund und dem Hl. Stuhle. Bei den an­
deren gesetzlich anerkannten Kirchen oder Religi~nsgesen-

2 V gl. über die verschiedenen Riten Ha r i n g J., Grundzüge des kath. 
Kirchenrechtes, 1924, 592 f. 

3 Nach Art. 182 beginnt die Verfassung 1934 erst mit dem Bundes. 
verfassungsgesetz, betreffend den Übergang zur ständischen Verfassung, 
ihre Wirksamkeit. 

12 

schaften erfolgt diese Festlegung nach gepflogenem Einverneh­
men mit ihnen durch Gesetz. Gewisse Bestimmungen des vor­
liegenden Konkordates, Art. I, II, V, § 1, Abs. 1-3, Art. VI, 
§ 1, Ahs. I u. 2, Art. X, § 1, Ahs. 1, Art. XIII, § 1 u. 4, 
Art. XIV, Satz 1 samt Abs. 1 des Zusatzprotokolls hiezu, 
Art. XV, § 1, Art. XVI, Abs. 1, haben mit dem Tage seiner 
Kundmachung die Kraft von Verfas8ungsbestimmungen. Vgl. 
Art. 30 der Verfassung 1934. Infolgedessen können sie vom 
Bundestag nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder und mit einer Zweidrittelmehrheit abgeändert wer­
den. Art. 60 der Verfassung 1934, Ahs. 2. 

Die im Art. I, § I, zugesicherte freie und öffentliche Aus­
übung des Kultus war den staatlich anerkannten Konfessionen 
bereits durch das Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, 
RGBl. Nr. 142, Art. 15, zugebilligt tmd durch den Staatsver­
trag von St. Germain, Art. 63, auch auf die staatlich nicht an­
erkannten Religionsbekenntnisse ausgedehnt worden. Wieder­
holt wird diese Zusicherung in Art. 27, Abs. 1, der Verfas­
sWIg 1934. 

Dic Gewährleistung der freien Ausühung ihrer geistlichen 
Macht an die römisch-katholische Kirche in Art. I, § 1, ist 
wohl ein allgemeiner Ausdruck, der in den folgenden Artikeln 
seine weitere Ausführung findet. Immerhin kann man an Be­
schränkungen des Ges. vom 7. Mai 1874, RGBl. Nr. 50, den­
ken, das nach dem Zusatz zu Art. XXII, Abs. 3, in ganzem 
Umfang außer Kraft gesetzt wird. Vgl. §§ 16, 17, 18, 19 dieses 
Gesetzes (Pflicht der Bischöfe, ihre Erlässe zugleich mit deren 
Puhlikation der politischen Landesbehörde zur Kenntnis­
nahme mitzuteilen, Untersagung einer kirchlichen, den öffent­
lichen Gottesdienst betreffenden Anordnung aus öffentlichen 
Rücksichten, Beschränkwlg der kirchlichen Amtsgewalt auf 
Angehörige der Kirche im staatlichen Sinne, Behinderung der 
geistlichen Jurisdiktion, wenn durch die Ausübung derselben 
die Befolgung der staatlichen Gesetze oder die Ausühung 
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staatshürgerlicher Rechte gehemmt wird; Verbot des äußeren .. 
Zwanges hei Handhahung der kirchlichen Amtsgewalt). Wenn· 
nun diese Bestimmungen mit dem Gesetze vom 7. Mai 1874, j. 

RGBt Nr. 50, in Wegfall kommen, so ist doch zu he achten, 
daß gewisse Beschränkungen allgemeiner Natur weiterhe­
stehen. Es sei nur erinnert an § 93, StGB. (Strafharkeit der 
Einschränkung der persönlichen Freiheit), § 6 des Ges. vom 
15. Nov. 1867, RGBl. Nr. 135 (Untersagung von Versammlun­

gen, deren Ahhaltung das öffentliche Wohl gefährdet), Art. 27 
Verfassung 1934, Ahs. 2 (durch das religiöse Bekenntnis darf 
den staatshürgerlichen Pflichten kein Ahhruch geschehen, der 
Genuß der bürgerlichen und staatshürgerlichen Rechte ist 
vom Religionshekenntnis unahhängig). V gl. auch Art. 66 des 
Staatsvertrages von St. Germain. 

Art. I, § 2, gewährt der katholischen Kirche eine gewisse 
Autonomie: sie kann im Rahmen ihrer Z u s t ä n d i g k e i t 
Gesetze, Dekrete und Verordnungen erlassen und wird hiehei 
vom Staate nicht hehindert werden. Der Umfang dieser Zustän­
digkeit ist in den folgenden Artikeln, aher auch durch allge­
meine Normen umschrieben. In letzterer Hinsicht sei an 
Art. 29, Ahs. 2, der Verfassung 1934 erinnert: "Jede gesetzlich 
anerkannte Kirche . .. ordnet und verwaltet ihre inneren An­
gelegenheiten seIhständig." Scheinhar gehen manche Befug­
nisse der nachfolgenden Artikel üher den Kreis der inneren 
Angelegenheiten hinaus. Doch ist hiehei zu heachten, daß die 
Grenze der inneren und äußeren Angelegenheiten eine flie­
ßende ist und derart am hesten positiv festgestellt wird. 

Art. I, § 3, sichert der Geistlichkeit hei Erfüllung ihrer gerst­
lichen Amtspflicht den Schutz des Staates zu. Worin dieser 
Schutz hesteht, wird nicht angedeutet. Deutlicher ist das 
deutsche Reichskonkordat, Art. 5, wonach die Geistlichen in 
Ausühung ihrer geistlichen Tätigkeit in gleicher Weise wie die 
Staatsheamten den Schutz des Staates genießen. Ist Art. I, § 3, 
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des österreichischen Konkordates auch in diesem Sinne auszu­
legen, so würde § 312 StGB. Anwendung finden (Amtsheleidi-

. gung, Einmengung in die Amtshandlung). Jedenfalls genießt 
auf Grund des StGB.§ 122, h, § 153 und § 303 der Geistliche bei 
Ausühung seines Berufes einen gewissen Schutz: Körperliche 
Verletzung eines Geistlichen in oder wegen Ausühung des Be; 
rufes, auch wenn die Verletzung eine geringe ist, wird als 
schwere körI:!.erliche Beschädigung hestraft. Beleidigung eines 
Religionsdieners hei Ausühung gottesdienstlicher Verrichtun­
gen wird entweder als Religionsstörung, oder, wenn dieser Tat· 
hestand nicht gegehen ist, als Vergehen hestraft. Üher Schutz 
des geistlichen Amtsgeheimnisses s. Art. XVIII des Konkor­
dates. 

Art. I, § 4, gewährt Verkehrs- und Korrespondenzfreiheit 
des Papstes mit den Bischöfen, dem Klerus und den Gläuhi­
gen. Das gleiche gilt für den Verkehr der Bischöfe mit Klerus 
und Volk. Diese Zusicherung entspricht dem hereits geltenden 
Rechte und lehnt eine Bevormundung der josefinischen Pe· 
riode ah. Wegfällt auch § 16 des Ges. vom 7. Mai 1874, RGBL 
Nr. 50, wonach die Bischöfe ihre Erlässe gleichzeitig mit der 
Puhlikation der Landesregierung mitteilen mußten. V gl. deut­
sches Reichskonkordat, Art. 4. 

Artikel Il. Die katholische Kirche genießt in Österreich 
öffentlich-rechtliche Stellung. Ihre einzelnen Einrichtungen, 
welche nach dem kanonischen Rechte Rechtspersönlichkeit 
haben, genießen Rechtspersönlichkeit auch für den staatlichen 
Bereich, insoweit sie bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Konkordates in Österreich bestehen. Künftig zu errich­
tende erlangen Rechtspersönlichkeit für den staatlichen Be­
reich, wenn sie unter der in diesem Konkordate vorgesehenen 
Mitwirkung der Staatsgewalt entstehen. 

Dieser Artikel erklärt zunächst, daß die katholische Kirche 
in Österreich eine öffentlich-rechtliche Stellung genießt. Es ist 
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dies überhaupt ein Vorzug aller gesetzlich anerkannten Kon­
fessionen. V gl. Art. 29, V erfassung 1934, deutsches Reichskon­
kordat, Art. 13. Infolge dieser öffentlich-rechtlichen Stellung 
unterstehen diese Korporationen nicht dem allgemeinen Ver­
einsgesetz, sondern besonderen Normen. Diese -Ausnahrnsstel­
lung ist darin begründet, daß die Religionsgenossenschaften 
nicht bloß Privatzwecke, sondern auch öffentliche Interessen 
verfolgen. Wo der Staat den Religionsgenossenschaften die 
öffentlich-rechtliche Stellung versagt, haben wir das System 
der weitmöglichsten Trennung von Kirche und Staat 4, 

Art. II regelt auch die Frage der Rechtspersönlichkeit der 
kirchlichen Organismen 5. Es sonen alle Einrichtungen der 
katholischen Kirche, welche nach dem kanonischen Rechte 
Rechtspersönlichkeit haben, auch für den staatlichen Bereich 
Rechtspersönlichkeit genießen, soweit sie bereits im Zeit­
punkte des Inkrafttretens dieses Konkordates in Österreich 
bestehen. Welche Gebilde erfreuen sich aber der kirchlichen 
Rechtspersönlichkeit? Nach Kan. 100 besitzen die katholische 
Kirche und der A~ostolische Stuhl schon auf Grund ihrer gött­
lichen Gründung (ordinatione divina) die Rechtspersönlich­
keit, andere juristische Personen auf Grund besonderer Ver­
leihung. Auf Grtmd des kirchlichen Rechtsbuches haben 
Rechtspersönlichkeit Kirchen, kirchliche Benefizien, Semina­
den (Kan. 99, 1409), religiöse Genossenschaften, und zwar in 
ihrer Gesamtheit als auch einzelne Provinzen und Häuser 
(Kan. 531), formell vorn zuständigen kirchlichen Vorgesetzten 
errichtete Laienvereinigungen (Kan. 687) . Wenn auch nicht 
ausdrücklich im Kodex erwähnt, kann die Rechtspersönlich­
keit der Dom- und KoHegiatkapitel (als personae morales coI­
legiales, Kan. 99) angenommen werden. Strittig ist die Rechts-

4 V gl. Rot h e n b ü ehe r K., Die Trennung von Staat und Kirche, 
1908, 458 ff. 

S La m m a y e r Jos., Die juristischen Personen der kath. Kirche, 1929, 
170 ff. 
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persönlichkeit des Ordinariates, der curia episcopalis 6.. AU 
diesen kirchlichen Einrichtungen, soweit sie beim Inkrafttre­
ten des Konkordates.bestehen, wird auch die staatliche Rechts­
persönlichkeit zuerkannt. In Zukunft vollzieht sich die Zuer· 

kennung der staatlichen Rechtspersönlichkeit für neuerstan­
dene kirchliche Einrichtungen unter Mitwirkung der Staats· 
gewalt nach der im Konkordat vorgesehenen Form. Diese 
Form wird in Art. X, § 2, für Orden und religiöse Kongrega­
tionen, in Art. XV, § 7, für Benefizien (Anzeige der Errich· 

tung durch den Bischof) geregelt. 

Im bisherigen staatlichen Rechte fehlte es an einer klaren 
gesetzlichen Bestimmung, welchen kirchlichen Gehilden staat­
liche juristische Persönlichkeit zukommt. Praktisch steht das 
österreichische Recht auf dem Standpunkt der Institutentheo· 

rie, d. h. das einzelne kirchliche Institut, wie Kirche, Bene­
fizium, Kloster wird als Träger des Vermögens aufgefaßt und 
hehandelt. In diesem Sinne entschied a~ch der Verwaltungs. 
gerichtshof am 21. Nov. 1893, Z. 3186, Budwinski 7397. Wenn 
Klosterprovinzen als Eigentümer anerkannt werden, so figu­
riert das Provinzhaus als Träger. Kirchliche Vereine können 
auf Grund des staatlichen Vereinsgesetzes juristische Persön­
lichkeit erlangen. üher die Korporationsrechte nach dem 
deutschen Reichskonkordat vgl. daselhst Art. 13. 

ArtikelIIl. § 1. Der gegenwärtige Stand der Kirchenprovin. 
zen und Diözesen bleibt, soweit im folgenden nicht anders be· 
stimmt wird, erhalten. Eine in Zukunft etwa erforderlich wer· 
dende Änderung bedarf vorheriger Vereinbarung. Letzteres 
gilt nicht für kleinere Änderungen, die im Interesse der Seel­
sorge liegen, und für jene Verschiebungen, die .sich in einzel· 
nen Fällen als Folge von Umpfarrungen ergeben. 

6 Kan. 1572, § 2, sc he in t die Rechtspersönlichkeit anzunehmen. Da­
gegen Eichmann E., K. R., 14, 120, A. 1. 

2 Haring, Konkordats-Kommentar 17 



§ 2. Es besteht grundsätzlich Einverständnis darüber, daß 
die Apostolische Administratur .,lnnsbruck-Feldkirch" zur 
Diözese "lnnsbruck-Feldkirch" mit dem Sitz in Innsbruck er· 
hoben wird und ein eigenes Generalvikariat für den V orarl­
berger Anteil der neuen Diözese mit dem Sitz in· Feldkirch 
erhält. Das gleiche Einverständnis besteht bezüglich der Er­
hebung der Apostolischen Administratur im Burgenland zur 
Praelatura Nullius mit dem Sitz in Eisenstadt. Die Durchfüh­
rung dieser grundsätzlichen Einigung erfolgt durch besondere 
Vereinbarung zwischen dem Heiligen Stuhl und der Bundes­
regierung, sobald insbesondere bezüglich der neu zu errichten­
den Diözese "lnnsbruck-Feldkirch" die nötigen Vorkehrungen 
getroffen sind. 

Art. IH handelt von der kirchlichen Organisation der katho­
lischen Kirche in Österreich. Die bisherige Diözesaneinteilung 
bleibt bestehen mit der Ausnahme, daß Innsbruck-Feldkirch, 
von Brixen losgetrennt, zu einer eigenen Diözese mit dem Sitz 
in Innsbruck erhoben wird. Das Vorarlberger Generalvikariat 
mit dem Sitz in Feldkirch und abhängig von Innsbruck bleibt 
be-stehen. Für das Burgenland, das bisher unter der Apostoli­
schen Administratur des Wiener Erzbischofes stand, wird in 
Eisenstadt eine Praelatura Nullius errichtet. Da die Durch­
führung dieser grundsätzlichen Bestimmungen mannigfache 
Vorarbeiten verlangt - es handelt sich um Anweisung einer 
Dotation an den Bischof, bzw. Praelatus NuHius, im ersteren 
Falle auch um Errichtung eines Domkapitels, um Auseinan­
dersetzung mit dem Bistum Brixen, um genauc Festleglmg der 
Grenzen - so sind noch weitere Vereinbarungen zwischen 
dem Apostolischen Stuhle und der österreichischen Regierung 
in Aussicht genommen. Änderungen in den Diözesanverhält­
nissen bedürfen in Zukunft einer besonderen Vereinbarung 
zwischen den bei den Kontrahenten. Ausgenommen sind kleine 
Verschiebungen, die sich als Umpfarrungen repräsentieren. 
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Nach dem Gesetz vom 7. Mai 1874, RGBl. Nr. 50, § 20, war 
zur Errichtung neuer Diözesen, aber auch zu jeder Änderung 
in der Abgrenzung der bestehenden (Umpfarrungen) die staat­
liche Genehmigung erforderlich. 

Artikel IV. § 1. Die Auswahl der Erzbischöfe und Bischöfe 
sowie des Prälaten Nullius steht dem Heiligen Stuhle zu. 

Bei Erledigung eines erzbischöflichen oder bischöflichen 
Sitzes (Praelatura Nullius) legen die einzelnen österreichi· 
sehen Diözesanbischöfe innerhalb eines Monates eine Liste 
von geeigneten Persönlichkeiten dem Heiligen Stuhle vor, 
ohne daß dieser an die Listen gebunden ist. 

Bei Erledigung des erzbischöflichen Stuhles von Salzburg 
benennt der Heilige Stuhl dem Metropolitankapitel in Salz­
burg drei Kandidaten, aus denen es in freier, geheimer Ab· 
stimmung den Erzbischof zu wählen hat. 

§ 2. Bevor an die Ernennung eines residierenden Erz­
bischofs, eines residierenden Bischofs oder eines Koadjutors 
mit dem Rechte der Nachfolge wie auch des Prälaten Nullius 
geschritten wird, wird der Heilige Stuhl den Namen des in 
Aussicht Genommenen oder des Erwählten der österreichi· 
sehen Bundesregierung mitteilen, um zu erfahren, ob sie 
Gründe allgemein politischer Natur gegen die Ernennung gel­
tend zu machen hat. 

Das bezügliche Verfahren wird ein streng vertrauliches sein, 
so daß bis zur Ernennung die gewählte Person geheimgehalten 
wird. 

Wenn vom Zeitpunkt der oberwähnten Mitteilung an 15 
Tage ohne Erteilung einer Antwort verfließen, wird das Still­
schweigen in dem Sinne ausgelegt werden, daß die Regierung 
kein Bedenken zu erheben hat und der Heilige Stuhl die Er­
nennung ohne weiteres veröffentlichen kann. 

§ 3. Die Besetzung der Dignitäten und der Kanonikate in 
den Kapiteln erfolgt nach dem kanonischen Recht. 
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Zu Artikel IV, § 2, wird erklärt, daß im Falle, als die öster­
reichische Bundesregierung einen Einwand allgemein politi­
schen Charakters erheben sollte, der Versuch zu unternehmen 
ist, zu einem Einvernehmen zwischen dem Heiligen Stuhle 
und der Bundesregierung analog der Bestimmung des Artikels 
XXII, Absatz 2, des Konkordates zu gelangen; sollte dieser 
Versuch erfolglos bleiben, so ist der Heilige Stuhl iTJ der 
Durchführung der Besetzung frei. 

Das gleiche gilt auch für die Ernennung eines Koadjutors 
mit dem Rechte der Nachfolge für einen österreichischen Erz­
bischof oder Bischof oder einen Prälaten Nullius. 

Art. IV regelt die Frage der Besetzung der Bischofsstühle, 
bzw. der gefreiten Prälatur. Mit Ausnahme von Salzburg wird 
das gemeine Kirchenrecht hergestellt. Kan. 329, § 2: Die Er­
nennung wird frei vom Apostolischen Stuhle vorgenommen. 
Dies gilt auch für den bischöflichen Militärvikar. Art. VIII, 
§ 1. In WegfaH gekommen ist, auch in der abgeschwächten 
Form (vgl. HaI' i n g, K. R.3, 631), das Privilegium der Salz­
burger Erzbischöfe hinsichtlich der Bistümer Seckau, Gurk 
und Lavant, welch letzteres überhauBt schon unmittelbar dem 
Apostolischen Stuhle unterstellt ist. Das Wahlrecht des Salz· 
burger Domkapitels ist auf einen Dreiervorschlag des Aposto. 
lischen Stuhles eingeschränkt und dem Wahlrechte deutscher 
Kapitel nachgebildet. V gl. Art. 14 des deutschen Reichskon­
kordates, Art. 6 des preußischen, Art. 3 des badischen Kon­
kordates. (Nicht gibt es ein solches Wahlrecht in Bayern.) 

Nicht korporativ, sondern einzeln geben die österreichischen . 
Bischöfe bei Erledigung eines bischöflichen Stuhles (auch für 
Salzburg ), der Praelatura Nullius und des Militärvikariates (Zu­
satzprotokoll zu Art. VIII, § 1) Listen tauglicher Personen an 
den Apostolischen Stuhl, ohne daß dieser daran gebunden 
wäre. Kein Listenrecht ist dem Domkapitel der verwaisten 
Diözese zugebilligt. Anders in den deutschen Konkordaten. 
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Bavrisches Konkordat, Art. 14, § 1: Liste des beteiligten Ka­
pit~ls und Triennallisten der bayerischen Bischöfe und Ka­
pitel; preußisches Konkordat, Art. 6: Liste des betreffenden 
Kapitels und der preußischen Diözesanbischöfe, aus denen, 
aber ohne Bindung, der Apostolische Stuhl einen Dreiervor· 
schlag für eine Wahl macht; badisches Konkordat, Art. 3: 
Liste des Kapitels und Jahreslisten des Erzbischofes, woraus 
der Apostolische Stuhl, aber ohne Bindung an diese Listen, 
dem Kapitel für eine Wahl einen Dreiervorschlag macht. Das­
selbe gilt in entsprechender Weise für Rottenburg, Mainz und 
Meißen. Deut8che~ Reichskonkordat, Art. 14. - Die vor der Er­
nennung der residierenden Bischöfe, eines Koadjutors mit 
dem Rechte der Nachfolge, des Praelatus Nullius und wohl 
auch des Militärvikars zwischen Kirche und Staat zu führen­
den vertraulichen Verhandlungen entsprechen der bisherigen 
Gepflogenheit und der allgemeinen Praxis. Bemerkenswert ist, 
daß beim Scheitern der Verhandlungen über den Kandidaten 
trotzdem der Apostolische Stuhl mit einer Ernennung vor­
gehen kann. Das gleiche gilt bei Bestellung eines Koadjutors 
mit dem Rechte der Nachfolge. Aus der Textierung ergibt 
sich, daß vor Bestellung eines Koadjutors mit dem Rechte der 
Nachfolge wohl mit der Staatsregierung verhandelt, aber kein 
Listenvorschlag zugelassen wird. V gl. Kan .. 350, § 1. Weih· 
bischöfe, bischöfliche Koadjutoren ohne Recht der Nachfolge 
werden ohne vorherige Verhandlung mit der Staatsregierung 
vom Papste ernannt. Relativ kurz (15 Tage) ist die Ein­

spruchsfrist der Staatsregierung. 

Die Besetzung der Dignitäten und einfachen Kanonikate an 
den Kapiteln erfolgt nach gemeinem Recht, also nach Kan. 
396: Bestellung der Dignitäten vom Apostolischen Stuhl, der 
'einfachen Kanonikate vom Bischof. 

Art. V. § 1. Die wissenschaftliche Heranbildung des Klerus 
erfolgt an den vom Staate erhaltenen katholisch-theologischen 
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Fakultäten oder an den von den zuständigen kirchlichen Stel. 
len errichteten theologischen Lehranstalten. 

Die für die Erziehung der Priesteramtskandidaten bestimm­
ten Seminare, Konvikte und dergleichen kirchlichen Anstalten 
unterstehen in ihrer Einrichtung ausschließlich der kirch­
lichen Oberbehörde. 

Die innere Einrichtung sowie der Lehrbetrieb der vom 
Staate erhaltenen katholisch-theologischen Fakultäten wird 
grundsätzlich nach Maßgabe der Apostolischen Konstitution 
"Deus scientiarum Dominus" vom 14. Mai 1931 und der je­
weiligen kirchlichen Vorschriften geregelt werden. Jene 
Durchführnngsmaßnahmen, die sich hiebei im Hinblick auf 
den besonderen Charakter dieser Fakultäten, bzw. ihre Stel­
lung im Universitätsverbande als notwendig erweisen, werden 
jeweils im Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen Be­
hörde getroffen. 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die theologische Fa­
kultät der Universität lnnsbruck insbesondere bezüglich der 
Zusammensetzung ihres Lehrkörpers in ihrer Eigenart erluLl­
ten bleibt. 

§ 2. Die von den päpstlichen Hochschulen in Rom verliehe­
nen akademischen Grade in der heiligen Theologie sind in 
Österreich hinsichtlich aller ihrer kirchlichen und staatlichen 
Wirkungen anerkannt. 

§ 3. Die Ernennung oder Zulassung der Professoren oder 
Dozenten an den vom Staate erhaltenen katholisch-theologi­
schen Fakultäten wird nur nach erfolgter Zustimmung der zu-
ständigen kirchlichen Behörde erfolgen. . 

§ 4. Sollte einer der genannten Lehrer in der Folge seitens 
der zuständigen kirchlichen Behörde der obersten staatlichen 
Unterrichtsverwaltung als für die Lehrtätigkeit nicht mehr ge­
eignet bezeichnet werden, wird er von der Ausübung der be­
treffenden Lehrtätigkeit enthoben. 
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Im Falle einer solchen Enthebung wird alsbald auf andere 
Weise für einen entsprechenden Ersatz im Sinne· des im § 3 

/ geregelten Vorganges gesorgt werden. 
Katholische Religionslehrer an anderen Lehranstalten, wel·· 

ehen die missio canonica entzogen wird, müssen von der Er­
teilung des Religionsunterrichtes entfernt werden. 

Zu Artikel V, § 1, Absatz 3. Seitens der obersten staat­
lichen Unterrichtsverwaltung wird nach Anhörung der zustän­
digen Diözesanbischöfe festgestellt werden, von welchen kirch­
lichen theologischen Lehranstalten der Übertritt an eine vom 
Staate erhaltene katholisch-theologische Fakultät während des 
Studienganges bei Erfüllung der für die Zulassung zum 
ordentlichen Universitätsstudium sonst vorgeschriebenen Vor­
aussetzungen möglich ist. Im Hinblick darauf wird auch der 
Heilige Stuhl dafür Vorsorge treffen, daß der Studienplan 
dieser kirchlichen Lehranstalten im Rahmen der ihnen ge­
stellten Aufgaben dem Studienplane der vom Staate erhalte­
nen katholisch-theologischen Fakultäten· in den wesentlichen 
Punkten nach Möglichkeit angepaßt werde. 

Zu Artikel V, § 2. Die an päpstlichen Hochschulen er­
worbenen Doktorate aus Teilgebieten der Theologie gelten 
in Österreich insoweit, als es sich nicht um die Ausübung 
eines weltlichen Berufes handelt. 

Zu Artikel V, § 4. Falls ein gemäß dieser Konkordats­
bestimmung von der Ausübung seiner Lehrtätigkeit enthobe­
ner Professor nicht eine andere staatliche Verwendung fin­
det, wird er in seiner Eigenschaft als Bundeslehrer unter 
Zuerkennung des ihm gemäß seiner anrechenbaren Dienstzeit 
zukommenden Ruhegenusses, jedenfalls aber des Mindest­
ruhegenusses, sofern er nach Maßgabe der sonstigen staat­
lichen Vorschriften nicht überhaupt den Anspruch auf Ruhe­
genuß verwirkt hat, in den Ruhestand versetzt. 

Das gleiche gilt für die katholischen Religionslehrer an den 
staatlichen mittleren Lehranstalten. Die Bestimmung über die 
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Sorge für einen entsprechenden Ersatz hat auf diese Lehrer 
sinngemäß Anwendung zu finden. 

Es handelt der V. Artikel vom theologischen Unterricht 
wld von der Erziehung des Klerus. Zum hesseren Verstände 
nis seien einige geschichtliche Notizen angeführt. Nach 
Art. VI. und XXVII. des Konkordates vom 18. August 1855 
soHten die Bischöfe volle Unterrichtsfreiheit in ihren Semi­
naren für die Priesteramtskandidaten hahen. Als öffentliche 
Professoren an den staatlichen theologischen Fakultäten soll­
ten nur solche ernannt werden, denen der Bischof die kirch­
liche Sendung zu gehen hereit ist. Das Ges. vom 7. Mai 1874, 
RGBI. Nr. 50, § 30, stellte - nach Aufhehung des Konkor­
dates - ein hesonderes Gesetz üher die katholisch-theolo­
gischen Fakultäten und über die Heranbildung der Kandi­
daten des geistlichen Standes in Aussicht. Doch erschien die­
ses Gesetz nicht und erhielten sich die auf dem Konkordat 
heruhenden Durchführungsverordnungen. Darnach unterschei­
det man katholisch-theologische Fakultäten (Wien, Graz, 
Innshruck, Salzhurg) und theologische Lehranstalten, die ent­
weder Diözesanlehranstalten an Bischofsitzen (Linz, St. Pöl· 
ten, Klagenfurt ) oder Klosterlehranstalten sind (St. Florian 
bei Linz, Klosterneuhurg, Heiligenkreuz hei Wien, St. Gahriel 
hei Mödling, Mautem in Steiermark, Wilten-Innshruck, Meh­
rerau in Vorarlherg, Hausstudium der Mechitaristen in Wien, 
der Dominikaner in Graz, der Franziskaner in Schwaz in 
Tirol und der Kapuziner in Innshruck). Sofern diese Lehr­
anstalten gesetzlich organisiert sind, d. h. hinsichtlich der 
Lehrpläne und der Lehrkräfte den staatlichen Vorschriften 
entsprechen, gelten die daselhst zurückgelegten Studien als 
öffentliche Studien und herechtigen, sofern dieselhen auf 

Grund eines staatsgültigen Reifezeugnisses zurückgelegt wur­
den, zur Ahlegung von theologischen Rigorosen an einer theo­
logischen Fakultät. 
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Der hisher noch geltende kirchlich-staatliche theologische 
Lehrplan in Österreich fußt auf der Verordnung des Mini­
sters -iür Kultus und Unterricht vom 29. März 1858, RGBl. 50, 
und erhielt nur in wenigen PWlkten im Sinne der Beschlüsse 
der Generalversammlung des österreichischen Episkopates 
vom 13. Novemher 1901 eine Ergänzung. Der Codex juria 
canonici, Kan. 1365, verlangt, daß dem vierjährigen Theo­
logiestudium ein wenigstens zweijähriges philosophisches Stu­
dium vorausgehe. Um den kirchlichen Vorschriften zu ge­
nügen, hahen die Bischöfe das philosophisch-theologische 
Studium zunächst auf fünf, schließlich, soweit nicht Dispen­
sationen erteilt wurden, auf sechs Jahre ausgedehnt. Die 
staatliche Unterrichtsverwaltung ließ diese Änderung, die ja 
nur eine Erweiterung hedeutet, stillschweigend gewähren, 
ohne aber deshalb eine Vermehrung der theologischen Lehr­
kräfte an den katholisch-theologischen Fakultäten und Diöze­
sanlehranstalten eintreten zu lassen. Zur Bewältigung der 
Mehrarheit wurden entweder bischöfliche Dozenten (an den 
Fakultäten Privatdozenten) mit Lehrvorträgen hetraut oder 
aher man ging zum Fachgruppensystem üher, indem mehrere 
Jahrgänge zu einer Vorlesung zusammengezogen wurden. Am 
14. Mai 1931 erschien die Konstitution Deus scientiarum Do­
minus mit einer Durchführungsverordnung (Ordinationes) 
A. A. S., XXIII, 241-284. Es gelten diese Bestimmmlgen zu­
nächst für rein kirchliche Hochschulen, jedoch bestimmt 
Art. II dieser Konstitution, daß auch die kirchlichen Fakul­
täten an den staatlichen Universitäten diesen Vorschriften 
anzupassen seien unter Berücksichtigung der etwa mit dem 
Apostolischen Stuhle ahgeschlossenen Konkordate (ratione ha­
hita conventionum, qua a. S. Sede cmn variis nationibus initae 
sunt et adhuc vigent). Hier knür.,ft nun Art. V des neuen 

Konkordates an. 
Die Errichtmlg und Einrichtung der kirchlich-theologischen 

Lehranstalten wird im Konkordat staatlicherseits den kirch-
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lichen Faktoren freigegeben. Insofern Ansprüche an den Re­
ligionsfonds erhoben werden, was bei Diözesanlehranstalten 
zutrifft, ist selbstverständlich eine Verständigung mit der 
Bundesregierung notwendig. An den staatlichen katholisch­
theologischen Fakultäten soll die Konstitution Deus seieu­
tiarum Dominus die Richtschnur abgeben. Jedoch sind hin­
sichtlich der Durchführung noch besondere Vereinbarungen 
zwischen der Bundesregierung und den kirchlichen Behörden 
zu gewärtigen. Jedenfalls wird bei verlängerter Studienzeit 
auch eine Vermehrung der Lehrkräfte notwendig sein. 

Die theologische Fakultät in Innsbruck soll bezüglich der 
Zusammensetzung ihres LehrkörI!ers in ihrer Eigenart er­
halten bleiben. Hiezu sei folgendes bemerkt: Mit der kaiser­
lichen Entschließung vom 4. November 1857 wurde die IillIS­

brucker theologische Fakultät unter gewissen Modalitäten 
dem Jesuitenorden übertragen. In der liberalen Ära war diese 
Fakultät im österreichischen Parlamente mehrmals GeO"en­
stand heftiger Angriffe. Eine kaiserliche Entschließung ~om 
10. August 1873 verfügte eine teilweise Neuregelung (Fest­
setzuug der ordentlichen Lehrkanzeln) . Nur vorübergehend 
waren auch Nichtmitglieder des Jesuitenordens als Professo­
ren bestellt (Dr. Johann Katschthaler 1874-1880, Dr. Gustav 
Bikell 1874-1891). V gl. Z s c h 0 k k e Heinrich, Die theologi­
schen Studien '" in Österreich 1894, 248 ff. Der Weiter­
bestand dieser Verhältnisse wird nun im Konkordat gewähr­
leistet. 

Besonders hervorgehoben wird in Art. V, § 1, Abs. 2, daß 
Seminare, Konvikte und dergleichen kirchliche Anstalten, die 
für die Erziehung der Priesteramtskandidaten bestimmt sind, 
in ihrer iuneren Einrichtung ausschließlich den kirchlichen 
Oberbehörden unterstehen. Es entspricht dies dem gegen­
wärtigen Rechtszustand. Daß diese Anstalten den allgemeinen 
polizeilichen und sanitären Vorschriften unterstehen, ist wohl 
selbstverständlich. Auch die Abrechnungspflicht der Priester-
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seminare gegenüber dem Bunde hinsichtlich staatlicher Zu­
wendungen besteht weiter. V gl. Art. XV, § 6. Es zeigt sich 
hier ein charakteristischer Zug des gegenwärtigen Konkor­
dates. Wie für den Religionsunterricht an den niederen Schu­
len, Volks-, Mittelschulen und ähnlichen Anstalten, so gilt 
nun auch für die staatlichen katholisch-theologischen Fakul­
täten Österreichs der Grundsatz, daß Lehrbetrieb und innere 
Einrichtung der Kirche überlassen werden. Die Stellung der 
katholisch-theologischeu Fakultäten im Universitätsverbaud 
und die daraus sich ergebenden Beziehungen werden vom 
Staat im Einvernehmen mit der Kirche geregelt. Diese Maß· 
nahmen köunen nun auf Grund des Konkordates im Ver­
ordnungswege getroffen werden. Dadurch wird hinsichtlich 
der katholisch-theologischen Fakultäten die Schwierigkeit 
umgangen, daß Organisationsfragen der Universitätsfakultäten 
nur durch Gesetze geregelt werden köunen. 

Da an sich die Aufnahmsbedingungen bei den bischöflichen 
theologischen Anstalten und die Lehrpläne divergieren kön­
nen, so behält sich die staatliche Unterrichtsverwaltung vor, 
nach Anhörung der zuständigen Diözesanbischöfe Bestim­
mungen über den übertritt von einer kirchlichen Lehranstalt 
an eine staatliche theologische Fakultät zu erlassen. Die Diffe­
renzen sonen aber dadurch behoben werden, daß der Aposto­
lische Stuhl für weitgehende Einheit des Lehrplal1es sorgen 
wird. 

Die an den päpstlichen Hochschulen in Rom, au der Gre­
gorianischen Uuiversität, dem Collegium Urbanum, bei S. Ma­
da Sopra Minerva, seit 1914 auch die am Angelicum erworbe­
uen theologischen Doktorate konnten unter gewissen Voraus­
.setzungen nostrifiziert werden. Miuist. f. K. u. U., 6. Sept. 
1895, Z. 1717, 16. März 1914, Z. 8639. In Zukunft eutfällt die 
Nostrifikation und werden die an den päpstlichen Hoch­
schulen erworbenen akademischen Grade aus der Theologie 
hinsichtlich aller staatlichen und kirchlichen Wirkungen an-
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erkannt. Die an ehen diesen Anstalten erworhenen Doktorate 
aus Teilgehieten der Theologie (z. B. kanonischem Rechte, 
Bihelwissenschaft, Missionswissenschaft) gelten in Österreich, 
insoweit es sich nicht um Ausühung eines weltlichen Berufs 
handelt. Nicht erwähnt sind die philoso,e,hischen Doktorate. 

Ernennung der theologischen Fakultätsprofessoren und Do­
zenten, Zulassung von Privatdozenten an den staatlichen 
katholisch-theologischen Fakultäten erfolgt wie his.her vom 
Bundespräsidenten, hzw. von der Unterrichtsverwaltung. Doch 
während hisher der Bischof nur das Recht der Exklusive 
hatte - die Ernennung wurde nur einem aus jenen zuteil, 
welchen der Bischof die missio canomca zu erteilen hereit 
war (Verord. des Minist. f. K. u. H, 29. März 1858, Z. 264, 
Anhang) -, so wird nach dem Konkordat die Ernennung nur 
nach erfolgter Zustimmung der zuständigen kirchlichen Be­
hörde erfolgen. Praktisch wurde dieser Vorgang auch hisher 
schon eingehalten. 

Etwas unvollständig war hisher die peinliche Frage der 
disziplinaren Entsetzung eines theologischen Fakultätsprofes-
80rs geregelt. Die Verordnung vom 23. April 1850, RGBl. 
Nr. 157, § 2, erklärte zwar: "Der Bischof kann die jemandem 
erteilte Ermächtigung (zum theologischen Lehramte) jeder­
zeit entziehen; die hloße Entziehung der Ermächtigung 
macht jedoch einen von der Regierung angestellten Lehrer 
nicht des ihm gesetzlich zustehenden Anspruchs auf einen 
Ruhegehalt verlustig." Daraus konnte man vielleicht anneh­
men, daß die kirchliche Entziehung der Lehrhefugnis die 
staatliche Pensionierung zur Folge hätte. Als Staatsheamten 
konnten aber die staatlichen Fakultätsprofessoren nur auf 
Grund eines Disziplinarverfahrens (Kaiser!. Verord. 10. März 
1860, RGBl. Nr. 64) oder nach Vollendung des 65. Lehens­
jahres (mit Vollendung des 70. automatisch) in den Ruhe­
stand versetzt werden. Ge!!. 9. April 1870, RGBl. Nr. 47, § 3 
und 4. Hiezu kam in neuerer Zeit die Beurlauhung mit 
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Wartegehühr. Bundesgesetz vom 18. August 1932, BGBL 
Nr. 247, Verord. 15. Dez. 1933, BGBl. Nr. 556. Das Konkor­
dat hestimmt nun, daß die Erklärung der zuständigen kirch­
lichen Behörde, daß ein theologischer Lehrer für die theo­
logische Lehrtätgkeit nicht mehr geeignet ist, die Enthehung 
von der theologischen Lehrtätigkeit durch die oherste staat­
liche Unterrichtsverwaltung zur Folge hat. Gegen die hischöf­
liehe Entziehung der theologischen Lehrermächtigung steht 
dem Betroffenen seihstverständlich ein Rekurs an die höhere 
kirchliche Instanz offen und wird die staatliche Kultusver­
waltung vor der Rekurserledigung sich einer Maßnahme ent­
halten. Nach deI' Enthehung ist für Vertretung, bzw. Neu­
hesetzung der vakanten Stelle Vorsorge zu tl'effen. Der Ent­
hohene wil'd entweder, wenn tunlich in anderweitige Ver­
wendung (Professur an einer weltlichen Fakultät, anderer 
Dienstposten) oder in den Ruhestand ühernommen. Minde­
stens erfolgt die Zuweisung des geringsten Ruhegehaltes, so­
fern der Anspruch auf Ruhegenuß nicht üherhaupt verwirkt 

worden ist. Letzteres müßte wohl durch ein Di8zi~lillal'­
erkenntnis festgestellt werden. In analoger Weise ist auch 
hei katholischen Religionslehl'ern anderer Anstalten vorzu­
gehen, wenn ihnen die missio canonica entzogen worden ist. 

Die analogen Bestimmungen in den deutschen KonkOl-daten lauten: 
Bayrisches Konkordat, 29. März 1924, Art. 3, § 1: "Die Ernennung oder 
Zulassung der Professoren oder Dozenten an den theologischen Fakul­
täten der Universitäten und an den philosophisch-theologischen Hoch­
schulen sowie der Religionslehrer an den höheren Lehranstalten wird 
staatlicherseits erst erfolgen, wenn gegen die in Aussicht genommenen 
Kandidaten von dem zuständigen Diözesanbischofe keine Eriimerung 
erhoben worden ist." § 2. "Sollte einer der genannten Lehrer von dem 
Diözesanbischof wegen seiner Lehre oder· wegen seines sittlichen Ver­
haltens aus triftigen Gründen he anständet werden, so wird die Staats­
regierung unheschadet seiner staatsdienstlichen Rechte alsbald auf andere 
Weise für einen entsprechenden Ersatz sorgen" (J. Wen n e r, Reichs­
konkordat und Länderkonkordate 1934, 32). 

Im preußischen Konkordat, 14. Juni 1929, findet sich im Schlußproto-
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koU zu Art. 12, Ahs. 1, Satz 2, folgendes: "Bevor an einer katholisch. 
theologischen Fakultät jemand zur Ausübnng des Lehramtes angestellt 
oder zugelassen werden soll, wird der zuständige Bischof gehört werden 
ob er gegen die Lehre oder den Lebenswandel des Vorge8chlagene~ 
hegründe:e Einwendungen zu erheben hahe.· Die Anstellung oder Zu­
lassung emes derart Beanständeten wird nicht erfolgen. - _ Sollte ein 
einer katholisch-theologischen Fakultät angehöriger Lehrer in seiner 
Lehrtätigkeit oder in Schriften der katholischen Lehre zu nahe treten 
oder einen schweren oder ärgerlichen Verstoß gegen die Erfordernisse 
des pri~sterlichen Lebenswandels begehen, so ist der zuständige Bischof 
berechtIgt: dem Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung hie. 
von Anzeige zu machen. Der Minister wird in diesem Falle, unbeschadet 
der dem Staatsdienstverhältnis des Betreffenden entspringenden Rechte 
Abhilfe leisten, insbesondere für einen dem Lehrbedürfnis entsprechen. 
den Ersatz sorgen" (J. Wen n e r, a. 0., 52 f.). Inhaltlich deckt sich 
hiemit auch Art. X des badischen Konkordates vom 12. Oktoher 1932 
0. Wenner, a. 0., 66}. 

Artikel VI. § 1. Der Kirche steht das Recht auf Erteilung 
des Religionsunterrichtes und Vornahme religiöser Übungen 
für die katholischen Schüler an allen niederen und mittlere~ 
Lehranstalten zu. Es besteht Einverständnis darüber, daß die 
Diöze.,anordinarien über die Einrichtung eines Religions­
unterrichtes, der über den gegenwärtig bestehenden Zustand 
hinausgeht, das Benehmen mit der zuständigen obersten' 
staatlichen Schulbehörde herstellen werden. 

Die Leitung und unmittelbare Beaufsichtigung des Reli­
gionsunterrichtes und der religiösen Übungen kommt der 
Kirche zu. 

Die Verbindlichkeit des Religionsunterrichtes samt den 
religiösen Übungen im bisherigen Ausmaß wird gewährleistet. 
Die finanzielle Obsorge für diesen Unterricht erfolgt in der 
bisherigen Weise. Ein darüber hinausgehender Religions­
unterricht einschließlich der religiösen Übungen ist für die 
katholischen Schüler ebenfalls verbindlich, wenn er im Be­
nehmen mit der staatlichen Schulbehörde eingerichtet wird. 
Die finanzielle Sorge für einen solchen Unterricht obliegt, 
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unvorgreiflich einer allfälligen künftigen einvernehmlichen 
Regelung nach Wiederkehr besserer wirtschaftlicher Verhält­
nisse, der Kirche. 

Der Religionsunterricht wird grundsätzlich durch Geist­
liche erteilt; im Bedarfsfalle können hiezu im Einvernehmen 
zwischen der Kirchen- und staatlichen Schulbehörde auch 
Laienlehrer oder andere geeignete Laienpersonen verwendet 
werden. Zu Religionslehrern dürfen nur solche Personen be­
stellt werden, die die Kirchenbehörde als hiezu befähigt er· 
klärt hat. Die Erteilung des Religionsunterrichtes ist an den 
Besitz der missio canonica gebunden (Artikel V, § 4). 

Die Lehrpläne für den Religionsunterricht werden von der 
Kirchenbehörde aufgestellt; als Religionsbücher können nur 
solche Lehrbücher verwendet werden, welche von der Kir· 
chenbehörde für zulässig erklärt wurden. 

§ 2. Soweit der Kirche rücksichtlich des niederen und 
mittleren Schul- und Unterrichtswesens gemäß den gegen­
wärtig geltenden staatlichen Gesetzen noch sonstige Rechte 
und Befugnisse zustehen, bleiben ihr dieselben gewahrt. 

§ 3. Die Kirche, ihre Orden und Kongregationen haben das 
Recht, unter Beobachtung der allgemeinen schulgesetzlichen 
Bestimmungen Schulen der im § 2 genannten Art zu errich­
ten und zu führen, denen auf die Dauer der Erfüllung dieser 
Voraussetzung die Rechte einer öffentlichen Lehranstalt zu­
kommen. 

§ 4. Wo solche Schulen (§ 3) eine verhältnismäßig be­
trächtliche Frequenz aufweisen und infolgedessen den Be­
stand, die Erweiterung oder Errichtung öffentlicher Schulen 
gleicher Art in einer Weise beeinflussen, daß der betreffende 
Schulerhalter eine finanzielle Entlastung erfährt, haben sie 
aus dem hiedurch ersparten öffentlichen Aufwand nach Maß· 
gabe der Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse ange­
messene Zuschüsse zu erhalten. 
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Solcher Zuschüsse können unter den gleichen V oraussetzun­
gen auch von katholischen Vereinen geführte Schulen dieser 
Art teilhaftig werden, wenn und solange sie vom zltStändigen 
Diözesanordinarius als katholische Schulen anerkannt sind 
und den gesetzlichen Bedingungen für die Erwerbung der 
Rechte einer öffentlichen Lehranstalt entsprechen. 

Durch diese Maßnahme soll das katholische Schulwesen in 
Österreich gefördert und damit auch die Voraussetzung für 
die Entwicklung zur öffentlichen katholisch-konfessionellen 
Schule geschaffen werden. 

Zu Artikel VI, § 1, Absatz 1. Zur Hintanhaltung von Miß­
verständnissen wird festgestellt, daß zu den niederen und 

mittleren Lehranstalten auch die gewerblichen, Handwerker-, 
die land- und forstwirtschaftlichen, kommerziellen und der­
gleichen Schulen einschließlich der bezüglichen Fortbildungs­
schulen zählen. 

Zu Artikel VI, § 1, Absatz 3, Satz 1. Die Erteilung von 
Dispensen von der 'Teilnahme an den religiösen Obungen 
steht dem Religionslehrer zu. 

Satz 2. Hiedurch ist nicht ausgeschlossen, daß die Auf­
wendungen für die Religionslehrer im Falle einer Änderung 
analoger Bezüge anderer Lehrpersonen entsprechend ge­
ändert werden. 

Zu Artikel VI, § 2. Es besteht Einverständnis darüber, daß 
den Diözesanordinarien und deren Beauftragten das Recht 
zusteht, Mißstände im religiös-sittlichen Leben der katho­
lischen Schüler wie auch deren nachteilige oder ungehörige 
Beeinflussung in der Schule, insbesondere etwaige Verletzun­
gen ihrer Glaubensüberzeugung oder religiösen Empfindun­
gen im Unterricht bei den staatlichen Schulbehörden zu be­
anständen, die auf entsprechende Abhilfe Bedacht nehmen 
werden. 
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Es besteht insbesondere Einverständnis darüber, daß im 
Burgenland konfessionelle Schulen als öffentliche Schulen 
bestehen. 

Weiters besteht Einverständnis darüber, daß im Falle einer 
Änderung der schulbehördlichen Organisation im Bundes­
gebiete oder in 'Teilen desselben für die bisherige Vertretung 
der Interessen der Kirche entsprechend vorgesorgt wird. 

Zu Artikel VI, § 3. Es besteht Einverständnis darüber, daß 
die im § 3 genannten kirchlichen Rechtssubjekte zur Be­
stellung weltlicher Lehrkriifte nicht verhalten werden dürfen, 
wenn geistliche Lehrkräfte, die gemäß den staatlichen Vor· 
schriften lehr befähigt sind, zur Verfügung stehen, und daß 
bei Handhabung der allgemeinen staatlichen Schulvorschrif­
ten auf etwaige aus der Ordensdisziplin sich ergebende 
Pflichten der geistlichen Lehrpersonen Bedacht genommen 
werden wird. 

Art. VI handelt über das niedere und mittlere Schulwesen 
und besonders über den katholischen Religionsunterricht an 
diesen Schulen. Die bisherige gesetzliche Grundlage der 
Schulgesetzgebung bleibt aufrecht, also staatliche Simultan­
schule und gesetzliche Möglichkeit zur Errichtung von Privat­
schulen, die, insofern sie den gesetzlichen Anforderungen ent­
sprechen, das öffentlichkeitsrecht erlangen können 7. Zum 
Verständnis der Konkordatsbestimmungen ist folgendes zu 
bemerken: An den Volks- und Hauptschulen besteht obliga­
torischer Religionsunterricht; ebenso an Gymnasien und Real­
scbulen. In den Fachschulen besteht wenigstens für die Schü­
ler, soweit sie im schulpPichtigen Alter stehen (d. h. bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres), obligatorischer Religions­
unterricht. An gewerblichen Fortbildungsschulen konnte 
aber auch sonst obligatorischer Religionsunterricht auf An­
suchen der "lokalen Faktoren" eingeführt werden. Minist. 

7 V gl. Ha ri n g J., Grundzüge des kath. K.-R., 1924, 345 ff., 361 f. 
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für öffentl. Arheiten, 28. März 1908, Z. 410. Hier setzt nun 
das Konkordat ein: Die Diözesanhischöfe können hinsichtlich 
der Einrichtung des Religionsunterrichtes üher den gegen­
wärtig hestehenden Zustand hinaus mit den staatlichen Schul­
hehörden in Verhandlung treten. Zu den niederen und mittle­
ren Lehranstalten sind laut Zusatzprotokoll auch die gewerh­
lichen Handwerker-, die land- und forstwirtschaftlichen. 
kommerziellen und dergleichen Schulen einschließlich der 
bezüglichen Forthildungsschulen zu zählen. Dadurch kann 
der ohligatorische Religionsunterricht eine hedeutende Er­
weiterung erfahren. Freilich ohliegt die finanzielle Sorge für 
einen solchen Unterricht der Kirche, solange nicht eine 
andere Vereinharung nach Wiederkehr hesserer wirtschaft­
licher Verhältnisse etwas anderes hestimmt. Da der Kirche 
das Recht auf Vornahme der religiösen Ühungen an den 
niederen und mitderen Lehranstalten zusteht, so wird im 
Zusatzprotokoll hervorgehohen, daß Dispensen von der Teil- . 
nahme an diesen Ühungen der Religionslehrer (nicht der 
Leiter der Schule) erteilt. Die Koordination der Religions­
lehrer mit den Lehrpersonen hat zur Folge, daß auch die 
Aufwendungen für die Religionslehrer im Falle einer Ände­
rung analoger Bezüge anderer Lehrpersonen entsprechend 
geändert werden. 

Der vorliegende Konkordatsartikel läßt sich im Gegensatz 
zu anderen Artikeln in viele Einzelheiten ein, die in he­
stehenden Gesetzen und Verordnungen verankert sind. Da 
aher eine erschöpfende Aufzählung schwer möglich ist, hringt 
§ 2 eine salvatorische Klausel in der Richtung, daß staats­
gesetzlich geltende Rechte und Befugnisse der Kirche ge­
wahrt hleihen. Eine Erweiterung ist im ZusatzprotokoH zu 
§ 2 dieses Artikels vorgesehen; es ist dies das Beschwerde­
recht der Diözesanordinarien bei Mißständen in religiös-sitt­
licher Hinsicht an niederen und mittleren Schulen. Es geht 
dieses hischöfliche Beschwerderecht üher das an sich jedem 
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Interessenten zustehende Beschwerderecht hinaus, insofern 
die Staatsgewalt sich verpflichtet, im Einzelfall eine Unter­
suchung anzustellen. 

Ein Erfolg der Beschwerde wird hiedurch natürlich nicht 
garantiert. Praktisch kann dieses Beschwerderecht sein, wenn 
Lehrpersonen hei Lehrvorträgen in Profangegenständen ka­
tholische Lehren angreifen. Denn trotz des Konkordates hleiht 
aufrecht § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. NI'. 48: 
"Der Unterricht in den ührigen Lehrgegenständen ist in die­
sen Schulen unahhängig von dem Einflusse jeder Kirche oder 
Religionsgesellschaft." Aufrecht erhalten hleiht his auf wei­
teres auch § 6 desseIhen Gesetzes, wonach die Lehrämter an 
diesen Schulen allen in gesetzlicher Weise Befähigten, also 
auch Religionsfremden, zugänglich sind. Nur hinsichtlich der 
Schulleiter wurde mit Gesetz vom 2. Mai 1883, RGBl. NI'. 53, 
eine Ausnahme gemacht, insofern dieselhen dem Religions­
bekenntnis der Mehrzahl der Schüler. angehören müssen. 
Doch wurde die Geltung dieses Gesetzes vom Verfassungs­
gerichtshof am 22. Oktoher 1925 in Hinblick auf Art. 66 und 
67 des Staatsvertrages von St. Germain in Frage gestellt. Ar­
tikel 27, Abs. 2, der Verfassung 1934 heseitigt diese Beden­
ken, indem er Ausnahmen von diesem Grundsatz durch ein 
Gesetz für Schuldienst als zulässig erklärt. 

Eine hesondere Behandlung findet im Konkordat das ka­
tholische Privatschulwesen. Schon nach Art. 17 des Staats­
grundgesetzes vom 21. Dez. 1867, RGBl. NI'. 142, ist jeder 
Staatshürger herechtigt, Unterrichts- und Erziehungsanstalten 
zu gründen und an denselben Unterricht zu erteilen, sofern 
er seine Befähigung hiezu in . gesetzlicher Weise nachgewie­
sen hat. 

Eine Erweiterung erfährt dieses Recht in Art. 31, Ahs. 3, 
der Verfassung 1934, indem auch inländische jnristische Per­
sonen diese Begünstigung erhalten und die Erteilung des 
schulmäßigen Unterrichtes auch durch andere geschehen 
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kann. Auch wird nicht auf den gesetzlichen Befähigungsnach­
weis des Schulgriinders, sondern auf die Erfüllung der gesetz­
lichen Voraussetzungen Gewicht gelegt. Praktisch wurde auch 
bisher schon in diesem Sinne vorgegangen. Das Konkordat, 
Art. VI, § 3, bestimmt nun, daß die Kirche, ihre Orden und 
Kongregationen, aber auch katholische Vereine Privatschulen 
errichten können und daß dieselben auf die Dauer der Erfül. 
lung der gesetzlichen Bedingungen das Öffentlichkeitsrecht 
erhalten. Eine finanzielle Entlastung können die Erhalter 
dieser Schulen erfahren, indem sie angemessene Zuschüsse 
aus öffentlichen Mitteln beanspruchen können 8 - nach Maß­
gabe der Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse, lind 
zwar unter der V Ol:aussetzung, daß diese Schulen eine ver­
hältnismäßig beträchtliche Frequenz aufweisen und infolge­
dessen das öffentliche Schulwesen eine finanzielle Entlastung 
erfährt. Es ist dies nur eine konkrete Anwendung des in Ar­
tikel 68 des Staatsvertrages von St. Germain für Minderheits­
schulen ausgesprochenen Grundsatzes. Nach dem Zusatzproto­
koU zu § 3 sind die genannten Privatschulen zur Bestellung 
weltlicher Lehrkräfte nicht verpflichtet, wenn befähigte geist. 
liche Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Ferner soll bei der 
Handhabung der allgemeinen staatlichen Schulvorschriften 
auf etwaige aus der Ordensdisziplin sich ergebende Pflichten 
der geistlichen Lehrpersonen Bedacht genommen werden. In 
letzter Hinsicht könnte man etwa an Schulausflüge denken, 
an denen Lehrschwestern wegen der Klausur sich nicht leicht 
beteiligen können. 

Festgestellt wird im ZusatzprotokoU, daß die konfessionel­
len Schulen des Burgenlandes als öffentliche Schulen bestehen 
bleiben, ferner, daß bei einer Änderung der schulbehördlichen 
Organisation für die bisherige kirchliche Interessenvertretung 

8 Katholische Vereinsschulen haben den Anspruch )tur, wenn und so­
lange sie vom zuständigen Diözesanordinarius als katholische Schulen 
anerkannt sind. 
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(z. B. im Orts-, Bezirks-, Landesschulrat ) entsprechende Vor­
sorge getroffen werden wird. 

überblickt man die Konkordatsbestimmungen hinsichtlich 
des Schulwesens, so kann gesagt werden: Wir haben auf 
Grund des Konkordates nicht die öffentliche konfessionelle 
Schule, auch nicht die Bekenntnisschule in dem Sinne, daß 
der Staat, bzw. das Land neben der Simultanschule eine kon· 
fessionelle (katholische) Schule errichten müßte; aber man 
kann immerhin dem Schlußabsatz des Art. VI, § 4, zustim­
men: "Durch diese Maßnahmen soll das katholische Schul· 
wesen in Österreich gefördert und damit auch die Voraus­
setzung für die Entwicklung zur öffentlichen katholisch-kon­
fessionellen Schule geschaffen werden." 

Artikel VII. § 1. Die Republik Österreich erkennt den ge­
mäß dem kanonischen Recht geschlossenen Ehen die bürger­
lichen Rechtswirkungen zu. 

§ 2. Das Aufgebot dieser Eheschließungen erfolgt nach dem 
kanonischen Rechte. Die Republik Österreich behält sich vor, 
auch ein staatliches Aufgebot anzuordnen. 

§ 3. Die Republik Österreich anerkennt die Zuständigkeit 
der kirchlichen Gerichte und Behörden zum Verfahren be­
züglich der Ungültigkeit der Ehe und der Dispens von einer 
geschlossenen, aber nicht vollzogenen Ehe. 

§ 4. Die hierauf bezüglichen Verfügungen und Urteile 
werden, nachdem sie rechtskräftig geworden sind, dem Ober­
sten Gerichtshof der Signatura A postolica vorgelegt. Dieser 
prüft, ob die Vorschriften des kanonischen Rechtes über die 
Zuständigkeit des Richters, die V orladung, die gesetzmäßige 
Vertretung und das ungesetzmäßige Nichterscheinen der Par­
teien befolgt worden sind. Die genannten endgültigen Ver· 
fügungen und Urteile werden mit den diesbezüglichen Ver· 
fügungen des Obersten Gerichtshofes der Signatura Apostolica 
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dem österreichischen Obersten Gerichtshofe übersendet. Die 
bürgerlichen Rechtswirkungen treten mit der vom österreichi­
schen Obersten Gerichtshofe in nichtöffentlicher Sitzung aus­
gesprochenen Vollstreckbarkeitserklärung ein. 

§ 5. Die kirchlichen und staatlichen Gerichte haben ein­
ander im Rahmen ihrer Zuständigkeit Rechtshilfe zu leisten. 

Zu Artikel VII. (1) Die Republik Österreich anerkennt 
auch die Zuständigkeit der kirchlichen Behörden zum Ver­
fahren bezüglich des Privilegium Paulinum. 

(2) Der Heilige Stuhl willigt ein, daß das Verfahren bezüg­
lich der Trennung der Ehe von Tisch und Bett den staat­
lichen Gerichten zusteht. 

(3) Der Heilige Stuhl wird die Herausgabe einer Instruk­
tion durch den österreichischen Episkopat veranlassen, die 
für alle Diözesen (Praelatura Nullius) verbindlich sein wird. 

Der über das Eherecht handelnde VII. Art. des Konkor­
dates ist in kirchenpolitischer Hinsicht von weittragender Be­
deutung. Zum richtigen Verständnis dieser Konkordatsbestim­
mung ist es notwendig, einen kurzen Überblick über die Ge­
schichte der staatlichen Ehejurisdiktion in Österreich zu bie­
ten. Der erste Versuch eines selbständigen österreichischen 
Eherechtes wurde unter Kaiser J osef H. 1783 mit dem soge­
nannten josefinischen Ehepatent gemacht. Dasselbe ging in 
abgeschwächter Form in das allgemeine bürgerliche Geset?;­
buch IBll über. Auf Grund des Art. X des Konkordates vom 
18. August 1855 wurde mit I. Jänner 1857 die kirchliche 
Jurisdiktion über die Ehe der Katholiken wiederum herge­
stellt. Das Gesetz vom 25. Mai 1868, RGBI. Nr. 47, griff wie­
derum auf das bürgerliche Eherecht des ABGB. zurück, er­
möglichte aber auch eine staatliche Ziviltrauung, wenn der 
zuständige Seelsorger aus Gründen, die in der staatlichen 
Gesetzgebung nicht anerkannt sind, die Trauung verweigert~ 
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Mischehen können nach dem Gesetz vom 31. Dezember 1868, 
RGBl. Nr. 4 ex 1869, vor dem ordentlichen Seelsorger eines 

der beiden Brautleute abgeschlossen werden. Für Personen, 
welche keiner staatlich anerkannten Konfession angehören, 
ist der Vorstand der politischen Behörde erster Instanz be­
rufenes Trauungsorgan (Gesetz vom 9. April 1870, RGBl. 
Nr. 51). Das 1921 Österreich einverleibte Burgenland behielt 
die obligatorische Zivilehe bei (Bundesminist. f. Justiz, 
19. Dez. 1922, RGBl. Nr. 913). 

Das Eherecht des ABGB. schloß sich, abgesehen von den 
erwähnten Ausnahmen; trotz seiner grundsätzlichen Selbstän­
digkeit im großen ganzen an das kanonische Recht an. Als 
Härte wurde von einem leichtlebigen Geschlechte nur die Un­
auflöslichkeit ·der Ehe empfunden, die auch nach dem allge­
meinen bürgerlichen Gesetzbuch statthat, wenn wenigstens 
ein Teil zur Zeit der Eingehung der Ehe katholisch war 
(§ Ill). In mechanischer Gesetzesanwendung waren von die­
ser Bestimmung auch akatholisch abgeschlossene Mischehen, 
ja sogar Zivilehen betroffen, wenn die Voraussetzung des 
§ III (einTeil zur Zeit des Eheabschlusses katholisch) zutraf. 

Nach dem Vorbilde des italienischen Konkordates vom 
11. Februar 1929, Art. 34, erklärt nun das österreichische Kon­
kordat, Art. VII, in lakonischer Kürze, daß die ReJ',uhlik 
Österreich den gemäß dem kanonischen Rechte geschlossenen 
Ehen die bürgerlichen Rechtswirkungen zuerkennt, ferner 
die Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte und Behörden 
zum V erf ahren bezüglich der Ungültigkeit der Ehe und der 
Dispens von einer geschlossenen, aber nicht vollzogenen Ehe 
und nach Zusatzprotokoll auch zum Verfahren bezüglich des 
Privilegium Paulinum anerkennt. 

Art. VII, § I, scheint auf den ersten Blick ganz eindeutig 
zu sein: Die dem kanonischen Rechte gemäß geschlossene 
Ehe erfreut sich der bürgerlichen Rechtswirkungen. Dem 
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kanonischen Rechte gemäß geschlossen ist - abgesehen von 
KonsensmängeIn und irritierenden Hindernissen -: die vor 
dem Pfarrer, Ordinarius, bZW. Delegierten geschlossene Ehe 
(Kan. 1094 ff.); aber auch die unter Anwendung der Not­
form, unter den im Kan. 1098 aufgeführten Bedingungen 
lediglich vor Zeugen geschlossene Ehe, ja in einem gewissen 
Sinne auch die formlos geschlossene Ehe, insofern es sich um 
Personen handelt, die der kirchlichen Eheschließungsform 
nicht unterliegen (Kan. 1099, § 2, Akatholiken, die niemals 
der katholischen Kirche angehört haben). 

Durch das Bundesgesetz vom 4. Mai 1934, BGBl. H, Nr. 8, 
betreffend Vorschriften auf dem Gebiete des Eherechtes zur 
Durchführung des Konkordates, wird nun eine Einschränkung 
gemacht. 

§ 1 dieses Gesetzes gesteht die bürgerlichen Rechtswirkun­
gen nur Ehen zu, die vor ein e m P r i e s t erd e r k a. 
t hol i s c h e n Kir c h e gemäß dem kanonischen Rechte 
geschlossen wurden. Hiemit scheiden die Ehen der Akatho­
liken, die nicht vor einem Priester der katholischen Kirche 
geschlossen wurden, ferner auch die unter Anwendung der 
Notfonn, nur vor Laienzeugen abgeschlossenen Ehen aus. 
Auffallend ist der Ausdruck "Priester der katholischen 
Kirche" statt Pfarrer, Ordinarius, Delegierter. Doch die Un­
genauigkeit des Ausdruckes wird durch den Zusatz "gemäß 
dem kanonischen Recht" korrigiert. Eine weitere Bedingung 
für den Eintritt der bürgerlichen Rechtswirkungen ist die 
Eintragung in das Eheregister (Trauungsbuch, Ehematrikel) . 
Letztere Bestimmung hat nicht nur den Sinn, daß einer nicht 
beurkundeten Ehe die bürgerlichen Rechtsfolgen versagt sind, 
sondern sie gewinnt an Tragweite durch die Verfügung des 
§ 2, daß gewissen kirchlichen Ehen die Eintragung in das 
Trauungsbuch für den staatlichen Bereich und damit auch 
der Eintritt der bürgerlichen Rechtsfolgen versagt bleibt. 

Fälle, in denen nach dem zit. § 2 die Eintragung einer 
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kirchlichen Ehe in die Trauungsmatrikel mit der Wirkung für 
den bürgerlichen Bereich zu unterbleiben hat, sind: 

a) wenn ihr nach staatlichem Recht das Ehehindernis des 
Ehebandes entgegensteht, 

b) wenn ein Ehegatte unmündig oder wegen Geisteskrank­
heit oder Geistesschwäche voll entmündigt ist, 

c) wenn die besonderen Vorschriften des staatlichen Rech­
tes über die Gültigkeit der Verehelichung von Personen, die 
minderjährig sind, unter verlängerter väterlicher Gewalt oder 
Vormundschaft stehen oder beschränkt entmündigt sind, 
nicht eingehalten erscheinen 9. 

Immerhin kann aber auch eine solche Ehe, aber nur mit 
der Wirkung für den kirchlichen Bereich und Ersichtlich· 
machung dieses Umstandes in das Trauungsbuch eingetragen 
werden. 

Dadurch, daß der Staat unter Umständen Personen, die 
staatlich gültig verheiratet sind, die Eingehung einer kirch­
lichen Ehe gestattet, muß auch § 206 des Strafgesetzbuches, 
der die Bigamie strafrechtlich verhietet, eine Umgestaltung 
erfahren '10. 

Im Burgenland, wo bisher die obligatorische Zivilehe be­
stand, wird durch Art. VII des Konkordates für die Katho­

liken, ähnlich wie in Italien, die fakultative Zivilehe einge­
führt, d. h. der Staat gewährt auch der kirchlichen Ehe der 
Katholiken die staatlichen Rechtswirkungen. Da aber das 
Burgenland staatliche Matrikenführung hat, so muß der 

9 Es sind also die aufgeführten Umstände die einzigen staatlichen 
Ehehindernisse, welche bei Abschluß einer kirchlichen Ehe, die bürger­
liche Rechtswirkungen erlangen soll, zu beachten sind. Hinzu kommen 
wohl auch die Vorschriften des internationalen Eherechtes hinsichtlich 
Beibringung von Ehefähigkeitszeugnissen. So auch die "Provisorische 
Instruktion" für die Wiener Erzdiözese, Punkt 13. 

10 § 206 lautet : Wenn eine verehelichte Person mit einer anderen 
Person eine Ehe schließt, so begeht sie das Verbrechen der Bigamie." 
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Trauungspfarrer dem staatlichen Matrikenführer den Trau­
ungsfall zur Eintragung mitteilen 11. 

b) Die Eintragung der kirchlichen Ehe in die Trauungs­
matrikel hat außer Fan a) ferner zu unterbleiben, wenn ein 
Ehegatte unmündig oder wegen Geisteskrankheit oder Gei­
stesschwäche von entmündigt ist. 

Das ABGE., § 21, unterscheidet Kinder bis zur Vollendung 
des 7., Unmündige bis zur Vollendung des 14. und Minder­
jährige his zur Vollendung des 21. Lebensjahres. Die Unmün­
digkeit dauert also mit Einschluß der Kindheit bis zur Voll­

endung des 14. Lebensjahres. Da nach Kan. 1067, § I, die 
unterste Stufe der Ehefähigkeit nach kanonischem Rechte 
das 16. vollendete Lebensjahr für den Bräutigam und das 
vollendete 14. für die Braut ist, und Dispensationen in dieser 
Hinsicht sehr selten, höchstens in Missionsländern erteilt wer­
den, so ist in diesem Punkte eine Disharmonie zwischen 
Kirche und Staat nicht zu befürchten. Auch bei einer vollen 
Entmündigung eines Erwachsenen wegen Geisteskrankheit 
oder Geistesschwäche wird nicht leicht eine Verschiedenheit 
der Auffassung Platz greifen, da ja auch die Kirche zum Ehe­
abschluß Verständnis des Aktes verlangt (Kan. 1081 f.) und 

11 In eine Prüfuug der Frage, ob der Eheschließung nicht einer der 
oben angeführten Umstände entgegenstehe, hat sich der staatliche Ma· 
trikenführer nicht einzulassen. § 3 der Verordnung vom 7. Mai 1934, 
BGEl., H, Nr. 11. Die Ehe wird auf Grund der pfarrämtlichen Mitteilung 
vom Matrikenführer vorschriftsmäßig eingetragen und in Rubrik 8 die 
Bemerkung gemacht: Laut Mitteilung des röm.-kath. Pfarramtes ... in 
... wurde die Ehe vor .,. (Vor. und Zuname des Trauenden) gescl;1los­
sen. Datum, Unterschrift des staatlichen Matrikenführers. Die Ergän­
zung unvollständiger Mitteilungen ist zu urgieren. Jedoch ist auch eine 
unvollständige Mitteilung einzutragen, wenn wenigstens Zeit der Trau­
ung und Vor- und Zuname der Brautleute feststeht, und sind die Er­
hebungen zum Zwecke der Vervollständigung fortzusetzen. Vom Ergebnis 
ist der Pfarrer zu verständigen. Zit. Verordnung. 
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Personen, welche dauernd des Vernunftgebrauches entbehren, 
den Kindern, also Eheunfähigen, gleichzuhalten sind (Kan. 

88, § 3). 
c) Größere Differenzen zwischen Kirche und Staat können 

sich hinsichtlich der Minderjährigen, ferner bei verlängerter 
väterlicher Gewalt (Vormundschaft) und hei beschränkter 
Entmündigung ergeben. Nach § 21 ABGB. dauert die Minder­
jährigkeit bis zum vollendeten 21. Lebensjahr. Aber auch 
trotz erreichter Volljährigkeit kann eine volle oder be­
schränkte Entmündigung verfügt werden. V gl. § 187 ff. ABGE. 
Kais. Verordn. vom 28. Juni 1916, RGBl. Nr. 207. Wer wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche voll entmündigt ist, 
ist wie ein Sinnloser unfähig, eine Ehe zu schließen. § 48 
ABGE. und § I der zit. Kais. Verordn. Personen, welche we· 
gen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche h e s c h r ä n k t 
entmündigt sind, ~önnen nur mit Einwilligung des Beistandes 
und des Gerichtes eine Ehe eingehen. Zit. Kais. Verord., § 4. 
Minderjährige und auch Volljährige, welche aus was immer für 
Gründen für sich allein keine gültige Verbindlichkeit ein· 
gehen können, können nur mit Zustimmung des ehelichen 
Vaters eine gültige Ehe schließen. Mangelt der eheliche Va· 
ter, 80 wird die Zustimmung des Vormundes (Kurators) und 
des Vormundschaftsgerichtes verlangt. § 49 ABGE. Wie his­
her wird also der Seelsorger heim Abschluß von Ehen durch 
Personen, die noch minderjährig sind, entmündigt sind oder 
in verlängerter väterlicher Gewalt oder verlängerter Vor­
mundschaft stehen, auf diesen Umstand zu achten haben. 

Nach dem hisherigen staatlichen Eherecht (§ 74 ABGB.) 
war das Aufgebot in dem Sinne zur Gültigkeit der Ehe not­
wendig, daß sowohl im Pfarrhezirk des Bräutigams wie der 
Braut wenigstens einmal die Verkündigung stattfand. Art. VII, 
§ 2, hält diese Bestimmung zwar nicht aufrecht, stellt aber 
eventuell eine staatliche Aufgebotsvorschrift in Aussicht. Vor­
läufig hat der Seelsorger hloß darauf zu achten, daß die 
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kirchlichen Vorschriften über das Aufgebot befolgt werden. 
Kan. 1022 ff. 

§ 3 des Art. VII des Konkordates ordnet im allgemeinen 
die Frage der Zuständigkeit für die Gerichtsbarkeit über die 
Ehe. Der Wortlaut des Konkordates ist ein derartiger, daß 
man daraus die Anerkennung der Jurisdiktion der Kirche 
über jegliche Ehe, kirchliche wie nicht kirchliche, heraus­
lesen konnte. Einschränkungen ergeben sich aus dem (;.esetz 
vom 7. Mai 1934, BGBl., H, Nr. 8. Nach § 3 des zit. Gesetzes 
spricht der Übel'ste Gerichtshof die Vollstreckbarkeit einer 
kirchlichen Entscheidung nur aus, wenn es sich um eine 
kir chI ich e Ehe, die bürgerliche Rechtswirkungen hat, 
handelt. 

Ferner wird der Kirche k ein e aus s chI i e ß I ich e 
J u r i s d i k t ion über die kirchliche Ehe zuerkannt. Die 
Parteien können sich vielmehr auch an das staatliche Gericht 
wenden. 

Daraus ergibt sich, daß kirchliche Urteile über Mischehen, 
die vor dem akatholischen Religionsdiener geschlossen wur­
den, überhaupt über Ehen, die nicht vor dem katholischen 
Pfarrer geschlossen wurden, staatlicherseits nicht als voll· 
streckbar erklärt werden. Haben z. B. zwei katholisch getaufte 
Personen nach Austritt aus der katholischen Kirche eine 
akatholische oder Zivilehe geschlossen, so ist diese Ehe nach 
Kan. 1099, § I, n. I, kanonisch ungültig und kann die Un­
gültigkeit im kurzen Wege ausgesprochen werden (vgl. Ha· 
r i n g J., Der kirchliche Eheproz~ß, 1932, 51 f.). Dieses Er­
kenntnis wird aber staatlicherseits nicht für vollstreckbar er­
klärt, weil es sich nicht um eine kirchliche Ehe im Sinne· des 
§ 1 des Ges. vom 7. Mai 1934, BGBl., H, Nr. 8, handelt. 

Aber selbst wenn eine kirchliche Ehe im Sinne des § 1 des 
zit. Gesetzes vorliegt, steht es den Eheleuten frei, sich an das 
staatliche Gericht zu wenden. Dies wird vielleicht besonders 
dann der Fan sein, wenn der Kläger nicht mehr in der katbo-
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lischen Kirchengemeinschaft sich befindet .. Aber auch abge­
sehen von diesem Fall ist die Anrufung des staatlichen Ge­
richtes möglich. Der Staat will aber die kirchliche Jurisdik .. 
tion über die kirchliche Ehe weitestgehend gewahrt wissen. 
Darum lehnt das staatliche Gericht mangels Zuständigkeit die 
Klage ab, wenn ein kirchliches Ungültigkeitsverfahren oder 

ein V erfahren wegen Vollstreckbarerklärung gemäß § 3 des 
zit. Gesetzes anhängig ist, oder wenn durch ein rechtskräftig 
abgeschlossenes kirchliches Ungültigkeitsverfahren festgestellt 
ist daß das geltend gemachte Ehehindernis der Gültigkeit 
de~ Ehe nicht entgegensteht. Kommen derartige Abweisungs­
gründe nicht in Betracht, ist also die Zuständigkeit des staat­
lichen Gerichtes nach allgemeinen Gesichtspunkten gegeben, 
so sind die Ehegatten vor Eingehen in das Verfahren zur 
Äußerung aufzufordern, ob sie sich einem kirchli~hen V~r. 
fahren unterwerfen wollen. Wenn die Ehegatten bInnen VIer 
Wochen nach Zustellung der Aufforderung erklären, daß sie 
sich einem kirchlichen Verfahren unterwerfen und binnen 
weiteren drei Monaten ein kirchliches Ungültigkeitsverfahren 
anhängig wird, so ist das Verfahren vor dem staatlichen Ge· 
richte nicht einzuleiten, bzw. die eingebrachte Klage wegen 
Unzuständigkeit zurückzuweisen 12. Hiebei ist noch zu be­
merken, daß unter einem kirchlichen Ungültigkeitsverfahren 
hier ein kirchliches Verfahren zu verstehen ist, in dem in 
erster Instanz ein in Österreich gelegenes kirchliches Gericht 
einschreitet und in das sich die Ehegatten eingelassen haben. 

Kommt es aber mangels obiger Umstände doch zu einem 
staatlichen Eheprozeß, so hat das staatliche Gericht die staat­
lichen Normen des Eheungültigkeitsprozesses anzuwenden, 
kann aber, da es sich um eine kirchliche Ehe handelt, nur 
wegen eines der im § 2, Alls. 1, angeführten Umstände (staat. 

12 Diese Zeiträume sind in die Anfechtungsfrist, die nach dem unga· 
rischen Gesetzesartikel XXXI ex 1894 im Burgenland staatlicherseits gilt, 
nicht einzurechnen. V gl. bes. § 56 dieses Gesctzesartikels. 
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liches Eheband, Minderjährigkeit, Entmündigung) oder wem 
gen eines Ehehindernisses des kanonischen 
Re eh t e s eine Aberkennung der bürgerlichen Rechtswir­
kungen aussprechen. Diese Aberkennung hat die Rechtswir­
k~gen, .~ie nach staatlichem Rechte mit einer Eheungültig­
kmtserklarung verbunden sind (§ 6). Dadurch, daß die staat­
lichen Gerichte nur wegen eines Ehehindenrisses des kanoni­
schen Rechtes eine Aberkennung der bürgerlichen· Rechts­
wirkungen aussprechen können, verliert das Anrufen des welt­
lic~en Gerichtes an Reiz. Freilich, eine vollständige Gleich­
heit der Prozeßgrundlagen ist beim kirchlichen und staat­
lichen Gerichte nicht gegeben. Dies ersieht man aus § 6, 
Abs. 3, des zit. Gesetzes, welcher im Burgenland die dem 
kanonischen Rechte fremden Eheanfechtungsgründe aufrecht 
erhält. Auch der Ausdruck "Ehehindernis des kanonischen 
Rechts" ist nicht eindeutig. Es sind zwar in Kan. 1035 ff. die 
kanonischen Ehehindernisse erschöpfend aufgezählt, jedoch 
kennt Kan. 1971 auch Ehehindenrisse im weiteren Sinne 
(Konsensmängel) . Sind dies auch Ehehindernisse des kanoni­
schen Rechtes? 

Das staatliche Urteil entbehrt der kanonischen WirkunG". 
Auch ist kein Weg vorgezeichnet, auf dem das staatliche E;­
kenntnis kirchliche Wirkungen erlangen könnte. Es wäre ein 
neues kirchliches Verfahren notwendig. Wohl aber kann ein 
kirchliches Erkenntnis auf Grund von Art. VII, § 4, die 
staatliche Vollstreckbarkeit erlangen. Zu diesem Behufe ist 
das. rechtskräftige kirchliche Erkenntnis der Signatura Apo­
stolica vorzulegen. Dieselbe prüft, ob die Vorschriften des 
kanonischen Rechtes über die Zuständigkeit des Richters, die 
Vorladung, die gesetzmäßige Vertretung und das ungesetz­
mäßige Nichterscheinen der Parteien befolgt worden sind. 
Die Akten sind bei der Vorlage in Rom in die lateinische 
(oder italienische oder französische) Sprache zu übersetzen. 
Kan. 1644, § 2. Die endgültigen Verfügungen und Urteile 
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werden mit den diesbezüglichen Verfügungen der Signatura 
Apostolica dem österreichischen Obersten Gerichtshof über· 
sendet, Der Oberste Gerichtshof verhandelt in nicht öffent· 
licher Sitzung ohne mündliche Verhandlung über die Voll· 
streckbarkeitserklärung. Dieselbe wird nach § 3 des Ges. vom 
4. Mai 1932, BGBl., H, Nr. 8, nur ausgesprochen, wenn festge­
stellt ist: a) daß die kirchliche Entscheidung eine kirchliche 
Ehe zum Gegenstand hat, die bürgerliche Rechtswirkungen 
erlangt hat, b) daß in erster Instanz ein in Österreich gelege. 
nes kirchliches Gericht eingeschritten ist, und c) daß sich die 
Ehegatten in das kirchliche Gericht eingelassen haben. Nicht 
kann also die VoHstreckbarkeitserklärung einem kirchlichen 
Urteil zuteil werden, das keine kirchliche Ehe im Sinne des 
§ 1 dieses Gesetzes zum Gegenstande hat, oder zwar eine 
kirchliche Ehe betrifft, die aber nicht die bürgerlichen 
Rechtswirkungen erlangt hat. Die Vollstreckbarkeit wird fer­
ner nicht gewährt, wenn ein außerösterreichisches Ehegericht 
als erste Instanz fungierte oder die Parteien sich in das kirch­
liche Gericht gar nicht eingelassen, also z. B. der Prozeß 
lediglich über Antrag des Promotor justitiae geführt wurde. 
Von der Vollstreckbarerklärung ist abzusehen, wenn durch 
sie für den staatlichen Bereich keine Änderung des Rechts" 
zustandes hervorgerufen würde, z. B. bereits ein staatliches 
Ungültigkeitsurteil vorliegt. Etwa notwendige Erhebungen 
nimmt der Senat selbst oder durch einen beauftragten oder 
ersuchten Richter vor. Den Parteien erwachsen aus dem Ver­
fahren beim österreichischen Obersten Gerichtshof keine 
Kosten. Protokolle, Eingaben und Beilagen sind gebührenfrei. 
Die dem Gerichte erwachsenden Barauslagen werden vom 
Bunde getragen. 

Bei EheBrozessen spielt oft auch die Schuldfrage, ob und 
welcher Eheteil an der Nichtigkeit der Ehe die Schuld trägt, 
eine Rolle. Die Entscheidung über diese vermögensrechtliche 
Frage nimmt der Staat, lmd zwar sowohl bei den eigentlichen 
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E.heprozessen als auch beim Verfahren wegen Lösung einer 
mcht vollzogenen Ehe und (wenn auch nicht erwähnt) wohl 
auch bei Anwendung des Privilegium Paulinum in Anspruch. 
§ 4 zit. Ges. 

Die Kinder. einer ungültig erklärten Ehe sind nach § 2, 
Abs. 3, des Zlt. Gesetzes stets als ehelich anzusehen. Nach 

~BGB.. § .. 160, un~ nach kanonischem Rechte, Kan. 1114, gilt 
dIes nur fur PutatIvehen, d. h. Ehen, in denen wenigstens ein 

~.eil im ~uten Glauben war. Gelten die Kinder als ehelich, so 
fuhren SIe auch den Namen des Vaters. Die Mutter führt vom 
Tage der Rechtskraft des Nichtigkeitsurteiles ihren Mädchen­
namen. 

Die vom Apostolischen Stuhle verfügte dispensative Lösung 
einer nicht vollzogenen Ehe 13 kallil in gleicher Weise wie ein 
kirchliches Nichtigkeitsurteil die Vollstreckbarkeitserklärung 
erlangen. Es erscheint auf den ersten Blick allerdings sonder. 
bar, daß eine auf Antrag der Sakramentenkongregation vom 
Apostolischen Stuhle getroffene Verfügung von der Signatura· 
justitiae überprüft wird. Doch es handelt sich mehr um eine 
Beglaubigung gegenüber dem österreichischen Obersten Ge­
richtshof 14. Voraussetzung für die VoHstreckbarkeitserklä_ 
rung ist, daß die kirchliche Verfügung eine kirchliche Ehe·· 
zum Gegenstande hat, welche bürgerliche Rechtswirkungen 
erlangt hat (§ 4 zit. Ges.) 15, Die Vollstreckbarkeitserklärung 

13 Nach Kan. 1119 C. j. c. wird ein matrimonium ratum et non eon. 
summatum durch Dispensation des Apostolischen Stuhles und durch 
feierliche Ordensprofeß gelöst. Scheinbar behandelt Art. VII, § 3, nur 
den ersten Fall. Nach dem Vorgange der Instr. der Sakramentenkongre. 
gation vom 1. Juli 1929 (P 0 m pan i n, Die Ehe in Italien, 1929, 64), 
welche bei gleichem Wortlaut beide Fälle sub summiert, kann dies auch 
beim österreichischen Konkordat gelten. 

14 Auch in Italien sind diese Verfügungen der Signatura Apostolica zu 
überweisen. Instruct. Sacr. 1. Juli 1929, n. 49. Po m pan i n, Die Ehe in 
Italien, 1929, 64. 

15 Die beim Nichtigkeitsurteil außerdem erforderlichen Voraussetzun. 
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hat die bürgerlichen Rechtswirkungen einer Ehetrennung 
dem Bande nach. Haben beide Teile um die dispensative 
Lösung der Ehe _beim Apostolischen Stuhle nachgesucht, so· 
treten die bürgerlichen Rechtswirkungen einer einverständ· 
lichen Ehetrennung ein. Ist die Nachsicht auf Ansuchen eines 
Ehegatten erteilt worden, so treten die bürgerlichen Rechts· 
wirkungen einer Ehetrennung ein, die auf Verlangen eines 
Ehegatten ausgesp~ochen wurde. Die Entscheidung über die 
Frage des Verschuldens steht den staatlichen Gerichten zu, 
die über vermögensrechtliche Ansprüche zu entscheiden 
haben 16. 

Im Zusatz zu Art. VII erkennt der Bundesstaat Österreich 
auch die Zuständigkeit der kirchlichen Behörden zum Ver­
fahren bezüglich des Privilegium Paulinum an. Kanonisch 
stützt sich das Privilegium Paulinum auf I. Kor. 7, 12-15, 
und Kan. 1120-1125. Voraussetzung ist der Abschluß der Ehe 
von Ungetauften (infideles), die nachherige Taufe eines Teiles 
und der festgestellte Wille des anderen Teiles, weder die 
Taufe zu empfangen, noch mit dem Getauften die Ehe sine 
contumelia creatoris (ohne schwere sittliche Gefährdun~ des 
Getauften) fortzusetzen. Dadurch, daß der Getaufte nach 

gen: Einschreiten eines österreichischen Gerichtes erster Instanz und 
Einlassung der Eheleute in das kirchliche Verfahren müssen hier der 
Natur der Sache nach wegfallen. 

16 Vgl. § 1266 ABGB.: Wird die Trennung der Ehe (§§ 115-133) auf 
Verlangen beider Ehegatten ihrer unüberwindlichen Abneigung wegen 
bewilligt, so sind die Ehepakte, soweit darüber kein Vergleich getroffen 
wird (§ 117), für beide Teile erloschen. Vgl. § 1266 ABGB. Wird auf die 
Trennung der Ehe durch Urteil erkannt, so gebührt dem schuldlosen 
Ehegatten nicht nur volle Genugtuung, sondern von dem Zeitpunkte der 
erkannten Trennung alles dasjenige, was ihm in den Ehepakten auf den 
Fall des Überlebens bedungen worden ist. Das Vermögen, worüber eine 
Gütergemeinschaft bestanden hat, wird wie bei dem Tode geteilt und 
das Recht aus einem Erbvertrage bleibt dem Schuldlosen auf den Todes· 
fall vorbehalten. Die gesetzliche Erbfolge kann ein getrennter, obgleich 
schuldloser Ehegatte nicht ansprechen. 
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Konstatierung dieser Tatsachen eine neue Ehe eingeht, wird 
das Band der ersten Ehe gelöst. über den Weg, auf welchem 
das Privilegium Paulinum in seiner Durchführung staatliche 
Vollstreckbarkeit, bzw. Anerkennung findet, enthält das 
Durchführungsgesetz vom 4. Mai 1934, BGBI., H, Nr. 3, 
nichts 17. Jedenfalls können die Voraussetzungen des § 3, hzw. 
4 des zitierten Gesetzes nicht gestellt werden. 

Im Zusatz zu Art. VII, 2, willigt der Apostolische Stuhl 
ein, daß das Verfahren bezüglich der Scheidung (separatio 
a thoro et mensa) von den staatlichen Gerichten geführt 
werde. Seitdem das kirchliche Recht eine SeIhstscheidung 
(proEria auctoritate) zuläßt (vgl. Kan. 1129, 1131 C. j. c.), 
hat die kirchliche Judikatur in dieser Hinsicht üherhaupt 
viel an Bedeutung verloren. Außerdem spielt in Ländern mit 
staatlicher Lösungsmöglichkeit des Ehebandes die Scheidung 
von Tisch und Bet! eine geringere Rolle. Auf Grund dieser 
Konkordatsbestimmung entfällt für Eheleute, welche eine 
staatliche Scheidung von Tisch und Bett erlangt haben, auch 
die Verpflichtung, um die kirchliche Scheidung nachzu­
suchen lS. 

Da nach dem Gesetz vom 4. Mai 1934, BGBI., H, Nr. 3, sich 
die Notwendigkeit ergehen kann, daß staatliche Gerichte nach 
Bestimmungen des kanonischen Rechtes zu entscheiden hahen 
(vgl. § 6). so bestimmt § 8, Abs. 1, dieses Gesetzes, daß in die­
sem Falle die Vorschriften des § 271 der Zivilprozeßordnung 

17 Nach der Instr. der Sakramentenkongregation vom 1. Juli 1929, 
n. 47, an die italienischen Ordinarien werden die diesbezüglichen Akten 
zur Erlangung bürgerlicher Wirkungen dem Staatssekretariate abgetreten., 
Po m pan i n, Die Ehe in Italien, 1929, 64. 

18 Die Ausdrücke Ehetrennung und Ehescheidung sind im deutschen 
Sprachgebrauch nicht streng abgegrenzt. Im österreichischen Sprachge­
brauch versteht man unter Trennung die Lösung des Ehebandes, unter 
Scheidung die separatio a tho1'o et mensa. Vgl. § 115 Ef., 103 fr. ABGH. 
Das deutsche BGB. versteht unter Scheidung die Auflösung der Ehe, 
§ 1564 ff. Die separatio a thoro et mensa heißt Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft, § 1575 ff. 
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sinngemäß anzuwenden sind. Dieser Paragraph lautet: ,,~as 
III einem anderen Staatsgehiete geltende Recht, GewohnheIts­
recht, Privilegien und Statuten bedürfen des Beweises nur in­
sofern, als sie dem Gerichte unbekannt sind. Bei Ermittl~g 
dieser Rechtsnormen ist das Gericht auf die von den PartClen 
angehotenen Beweise nicht beschränkt, es kann alle zu diesem 
Behufe ihm nötig scheinenden Erhebungen von Amts wegen 
einleiten und inshesondere, soweit erforderlich, das Einschrei­

ten des Justizministers in Anspruch nehmen." 
Im vorliegenden Falle wird das Gericht, soweit es nicht 

seIhst aus dem Codex juris canonici die Rechtsnorm ent· 
nimmt, sich durch eine Anfrage bei der kirchlichen Behörde 

Aufschluß verschaffen. 
Da auch Meinungsverschiedenheiten zwischen den kirch-

lichen und staatlichen Gerichten und Behörden über die Zu­
lässigkeit der Einleitung und Fortführung eines staatlich~n 
Verfahrens entstehen können, verfügt § 8, Aha. 2, des zlt. 
Gesetzes, daß in diesen Fällen die Vors.chriften des § 48 der 
Jurisdiktionsnorm sinngemäß anzuwenden sind. Dieser Para­
graph lautet: "Zuständigkeitsstreitigkeiten inländischer Ge­
richte mit ausländischen Gerichten oder Behörden sind dem 
Justizminister anzuzeigen. Bis zu dessen Erklärung üher das 
den Beziehungen zu anderen Staatsgebieten entsprechende 
Verhalten der inländischen Gerichte haben sich letztere dar­
auf zu heschränken, in der Rechtssache diejenigen Verfügun­
gen zu treffen, welche zur Wahrung öffentlicher Interessen 
oder zur Sicherung der Parteien oder des Zweckes des Ver­
fahrens dringend nötig erscheinen. Die Erklärung des Justiz­

ministers ist für das inländische Gericht bindend." 
R ü c k wir k u n g des Ges. vom 4. Mai 1934, BGBI., H, Nr. 8. 

Das Konkordat ist mit 1. Mai 1934 in Rechtskraft getreten. 
Das Gesetz vom 4. Mai 1934 wirkt insofern nach rückwärts, 
als seine Bestimmungen auch auf kirchliche Ehen, die vor 
dem 1. Mai 1934 geschlossen worden sind, Anwendung finden, 
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wenn diese Ehen bürgerliche Rechtswirkungen erlangt haben 
und nicht durch ein rechtskräftiges staatliches Urteil für un­
gültig erklärt worden sind. Rechtskräftig abgeschlossene 
kirchliche Ungültigkeitsverfahren bleiben außer Betracht. 
Darin liegt eine gewisse Härte; denn eine Wiederaufnahme 
des kirchlichen Prozesses ist nur bei Vorhandensein neuen 
Beweismaterials zulässig. Kan. 1989 C. j. c. Vielleicht ist es 
in einem solchen Falle möglich, auf Grund eines staatliche~ 
Eheprozesses ein staatliches Ungültigkeitsurteil zu erlangen. 

Staatliche Ungültigkeitsverfahren, die am 1. Mai 1934 be­
reits anhängig sind, werden nach den bisherigen Vorschriften 
zu Ende geführt. 

Aus I ä n dis c h e kir chI ich e Ehe n. Auf Ehen, die 
im Ausland geschlossen worden sind, finden die Bestimmungen 
des Ges. vom 7. Mai 1934, BGBl., II, Nr. 8, nur Anwendung, 
wenn sie kirchliche Ehen sind (geschlossen vor einem Prie­
ster der kath. Kirche, dem kanonischen Rechte gemäß) und 
ihnen nach dem internationalen Privatrecht die bürgerlichen 
Wirkungen zukommen. Das trifft zu in Staaten mit konfessio­
nellem Eherecht (Jugoslawien) und in Staaten mit fakulta­
tiver Zivilehe (Italien, Tschechoslowakei). Es gilt daher z. B. 
eine in Italien abgeschlossene katholische kirchliche Ehe auch 
in Österreich als eine kirchliche Ehe, der die bürgerlichen 
Rechtswirkungen zukommen, weil in Italien den nach kano­
nischem Rechte abgeschlossenen Ehen der Katholiken die 
bürgerlichen Rechtswirkungen zuerkannt sind. 

Ehe a b s chI u ß. Nichts enthält das Durchführungsgesetz 
über den Eheabschluß. § 1 dieses Gesetzes erklärt lediglich, 
daß der vor einem Priester der katholischen Kirche gemäß 
dem kanonischen Rechte geschlossenen Ehe die bürgerlichen 
Wirkungen zukommen, wenn sie unter Bedachtnahme auf § 2 
dieses Gesetzes in das Eheregister eingetragen worden ist. 
Ob und unter welchen Voraussetzungen für Katholiken ein 
anderer staatlicher Eheabschluß möglich ist, darüber gibt das 
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Gesetz keinen Auf schluß. . Es bleibt also bis zum etwaigen 
Erlaß eines anderen Gesetzes das bisherige Recht. Damach 
hat die feierliche Erklärung des Ehewillens regelmäßig vor 
dem ordentlichen Seelsorger eines der Brautleute oder vor 
dessen Stellvertreter in Gegenwart zweier Zeugen zu ge­
schehen. § 75 ABGB. Die staatliche Gültigkeit ist also bei 
einer Mischehe auch gegeben, wenn die Trauung vor dem 
akatholischen Seelsorger erfolgt. Gesetz vom 31. Dez. 1868, 
RGBI. Nr. 4 ex 1869. Verweigert einer der zuständigen Seele 
sorger aus einem durch die Gesetzgebung qes Staates nicht 
anerkannten Hinderungsgrund die Entgegennahme der feier­
lichen Einwilligung und ist diese Weigerung in gesetzlicher 
Form bewiesen (schriftliche Erklärung des Seelsorgers, Er­
klärung vor Zeugen, Verweigerung der Antwort innerhalb 
einer bestimmten Frist), so können die Brautleute vor der 
politischen Behörde I. Instanz eine Zivilehe schließen. Gesetz 
vom 25. Mai 1868, RGBl. Nr. 47. 

Die Provisorische Instruktion für die Pfarrämter der Erz­
diözese Wien und des Burgenlandes setzt voraus, daß Katho­
liken, welche eine Zivilehe schließen wollen~ von der politi. 
schen Behörde an das zuständige katholische Pfarramt ge­
wiesen werden. Beharren sie trotz eindringlicher Ermahnung 
bei ihrem Vorhaben, eine Zivilehe eingehen zu wollen, so ist 
ihnen nach der zit. Instruktion über Ersuchen, eventuell vor 
Zeugen zu erklären, daß sie mangels des zur sakramentalen 
Ehe erforderlichen Konsenses (consensus perpetuus et exclu­
sivus, Kan. 1081, § 2) kirchlich nicht getraut werden können. 
Hiermit ist staatlich nach dem zit. Ges. vom 25. Mai 1868, 
RGBl. Nr. 47, der Weg zur (Not.)Zivilehe frei 19. 

19 Bedenken gegen diese Methode können in der indirekten Mitwir· 
kung zur Zivilehe gefunden werden. Auch muß der Wille, eine Zivilehe 
einzugehen, den consensus perpetuus el exclusivus nicht ausschließen. 
Den Vorteil hat die Methode, daß der Seelsorger Gelegenheit hat, auf 
die Brautleute einzuwirken. 
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Im übrigen hat der Pfarrer bei der Trauung darauf zu 
achten, daß die kir chI ich e n Vorschriften erfüllt wer­
den. Kan. 1098 ff. Bei einer auswärtigen Trauung bedarf es 
bloß einer Lizenz, nicht mehr der (staatlichen) Delegation. 
V gl. Kan. 1097 und dazu die Ausführungen in H a r i n g, 
K. R.3, 459 ff. 

Ehe ins t r u k t ion. Im Zusatz zu Art. VII, 3, wird er­
klärt, daß der Heilige Stuhl die Herausgabe einer Instruktion 
durch den österreichischen Eniskopat veranlassen wird, die 
für alle österreichischen Diözesen, bzw. die Praelatura Nullius 
verbindlich sein wird. Bisher ist eine solche Aufforderung an 
die österreichischen Bischöfe noch nicht ergangen. Vielleicht 
werden diesbezüglich auch Richtlinien mitgeteilt. Jedenfalls 
wird der Apostolische Stuhl, der die Verbindlichkeit dieser 
Instruktion aussprechen muß, dieselbe einer vorausgehenden 
Revision unterwerfen, wie ja auch die seinerzeit von Kardinal 
Rauscher verfaßte "Anweisung für die geistlichen Gerichte 
des Kaisertums Österreich" vor ihrer Publikation einer Über­
prüfung unterzogen wurde. Ein Analogon zu dieser anzuferti. 
genden Instruktion bildet die Instruktion der Sakramenten. 
kongregation vom 1. Juli 1929 an die Ordinarien Italiens und 
die denselben unterstehenden Pfarrer (Acta Ap. Sedis XXI, 
351ff., deutsch bei A. P 0 m pan i n, Die Ehe in Italien, 
1929, 54 ff.). Da sie aber italienische Verhältnisse und die 
staatliche italienische Gesetzgebung vor Augen hat, kann sie 
nicht ohne weiteres übernommen werden. 

Artikel VIII. § 1. Die kirchliche Bestellung des Militär­
vikars erfolgt durch den Heiligen Stuhl, nachdem dieser sich 
bei der Bundesregierung in vertraulicher Form unterrichtet'· 
hat, ob gegen die in Aussicht genommene Persönlichkeit alle 
gemein politische Bedenken vorliegen. 

Der Militärvikar wird die bischöfliche Würde bekleiden. 

§ 2. Die kirchliche Bestellung der Militärkapläne erfolgt 
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durch den Militärvikar nach vorherigem Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Heerwesen. 
§ 3. Daraufhin erfolgt die staatliche Ernennung der Mili· 

tärseelsorgefunktionäre nach den staatsgesetzlichen Vor· 

schriften. 
. § 4. Die Militärkapläne haben hinsichtlich des Bundes· 
heeres den Wirkungskreis von Pfarrern. Sie üben das heilige 
Amt unter der Jurisdiktion des Militärvikars aus. 

Der Militärvikar wird die Jurisdiktion auch über das geist­
liche Personal männlichen und weiblichen Geschlechtes an 
den Mi.litärspitälern ausüben, falls es zur Errichtung solcher 

Spitäler kommen wird. 
Zu Artikel VIII, § 1. Der Heilige Stuhl gesteht zu, daß im 

Falle der Erledigung des Amtes des Militärvikars die Bun­
desregierung vor der Designation des Nachfolgers dem Heili· 
gen Stuhl jeweils in vertraulicher Weise auf diplomatischem 
Wege die eine oder andere ihr hiezu geeignet erscheinende 
Persönlichkei,t unverbindlich bekannt gibt. Auch die einzel­
nen Diözesanbischöfe legen analog der Bestimmung des Ar­
tikels IV, § 1, Absatz 2, dem Heiligen Stuhl eine unverbind· 

liehe Liste vor. 

Art. VIII (Militärseelsorge). Es wird im allgemeinen der 
bisherige Rechtszustand kodifiziert, nur etwa mit dem Unter­
schiede, daß der kirchliche Charakter des Institutes mehr 
hervorgehoben wird. Wurde der apostolische Feldvikar in 
Alt-Österreich vom Kaiser im Einvernehmen mit dem Apo­
stolischen Stuhle ernannt, so erfolgt jetzt die Ernennung des 
Militärvikars vom Apostolischen Stuhle nach gel'.flogenen 
Verhandlungen mit der Bundesregierung. Hiebei können die 
Bundesregierung dem Apostolischen Stuhl einen unverbind­
lichen Vorschlag und die Diözesanbischöfe eine unverbind­
liche Liste (wie bei Besetzung eines Bistums) eingeben. V gl. 
oben S. 19. Neu ist die Vereinbarung, daß der Militärvikar 
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die bischöfliche Würde bekleiden wird. Auch bei den apostoli. 
sc~e~ Feldvikaren der früheren Zeit war das ziemlich regel­
maßlg der Fall. Der erste Militärvikar, Dr. Ferdinand Pawli­
kowski, wurde, nachdem 1920 die Heeresseelsorge wiederum 
organisiert worden war, 1927 zum Bischof von Dadima und 
später zum Fürstbischof von Seckau befördert. 

Bei den Militärkaplänen (wohl allgemeiner Ausdruck für 
M~~t~rs:elsorger) wird die kirchliche Bestellung (durch den 
MIlltarvlkar) und die staatliche Ernennung unterschieden. 

Eine genaue Umschreibung der militärgeistlichen Jurisdik. 
tion wird im Konkordat nicht vorgenommen. Es gelte~ wohl' 
die bisherigen Bestimmungen fort. Hervorgehoben wird nur 
daß die Militärkapläne hinsichtlich des Bundesheeres de~ 
Wirkungskreis von Pfarrern haben. Intern wird jedenfalls . 
bei den Militärkaplänen zwischen selbständigen (Pfarrern)' 
~d Hilfsseelsorgern unterschieden. Neu ist, daß das geist­
hche Personal in Militärspitälern (also Schwestern und Brü. 
der) der militärgeistlichen Jurisdiktion unterstehen. 

Artikel IX. Die Republik Österreich anerkennt die von der 
Kirche festgesetzten Feiertage; diese sind: 

aUe Sonntage; 
Neujahrstag; 

Epiphanie ( 6. Jänner); 
, Himmelfahrtstag; 
Fronleichnam; 

Fest der heiligen Apostel Peter und Paul (29. Juni); 
Mariä Himmelfahrt (15. August); 
Allerheiligen (1. November); 

Tag der Unbefleckten Empfängnis (8. Dezember); 
Weihnachtstag (25. Dezember). 

Zu Artikel IX. Durch diesen Artikel werden staatliche Be­
stimmungen, in welchen noch andere Tage als Ruhetage er­
klärt werden, nicht berührt. 
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Art. IX handelt von der Feiertagsruhe. Die BUndesregie­
rung erkennt die im Codex j. c., Kan. 1247, aufgeführten 
Feiertage an. Nicht ist aufgeführt das Fest des hl. Josef, da es 
bisher nicht im ganzen Bundesgebiet gefeiert wurde. V gl. 
auch das Gesetz vom 27. Jänner 1933, BGBl. Nr. 31. Über die 
Feier der Landespatronsfeste konnte man bei den Beratungen 
des erwähnten Gesetzes sich nicht einigen und überließ die 
Regelung der Frage den Landtagen, freilich ohne denselben 
hiezu ausdrücklich die erforderliche Ermächtigung zu geben. 
Nach kirchlichem Rechte, Kan. 1247, § 2, sind die Patronats-
feste keine gebotenen Feiertage. ' 

Die weitergehenden Bestimmungen des zit. Gesetzes, be­
treffend die staatlichen Feiertage (1. Mai, 12. Nov., Ostermon­
tag, Pfingstmontag und 26. Dezember) bleiben aufrecht, haben 
aber nur für den bürgerlichen Bereich Geltung. 

Artikel X. § 1. Orden und religiöse Kongregationen kön­
nen in der Republik Österreich den kanonischen Bestimmun­
gen gemäß frei gegründet und aufgestellt werden; sie unter· 
liegen von seiten des Staates keiner Einschränkung in bezug 
auf ihre Niederlassungen, die Zahl und - ausgenommen die 
in diesem und in Artikel Xl, § 2, genannten Fälle - die Eigen­
schaften ihrer Mitglieder sowie bezüglich der Lebensweise 
nach ihren kirchlich genehmigten Regeln. 

Auf Lebenszeit bestellte Obere österreichischer Ordensnie­
derlassungen mit stabilitas loci ihrer Mitglieder haben die 
österreichische Bundesbürgerschaft zu besitzen. 

§ 2. Künftig zu errichtende Orden und religiöse Kongrega­
tionen erlangen in Österreich Rechtspersönlichkeit für den 
staatlichen Bereich durch die Hinterlegung einer Anzeige des 
zuständigen Diözesanbischofs (Praelatus Nullius) über die in 
Österreich erfolgte Niederlassung bei der obersten staatlichen 
Kultusverwaltungsbehörde, welche hierüber auf Verlangen 
eine Bestätigung ausstellt. 
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Im übrigen find t d' B . 
K 

e w estLmmung des Artikel 1I d' 
onkordates Anwend s wses ung. 
§ 3. Die Oberen der Provinzen de . 

Österreich gelegen ist, müssen d' '., ren, re,chtlwher Sitz in 
gerschaft besitzen. w osterrewktsche Bundesbür-

Provinz- und Ordensobere, die außerhalb 
sehen Staatsgebietes ihren Sitz hab d des österreichi-d en, wer en auch . 

:~e:r~u~:~at;:~!;:ör.tkeit. sin~, das, Recht' besitze::::l~:: 
lassungen z ." z, re m Osterrewh liegenden Nieder­

u vMltwren. 
§ ~' Die Ordens mitglieder haben das Recht 'h ' 

sophrsch-theologischen Stud' 'd S h ' z, ren phdo-

d 
Len zn en c uZen ihr I ' 

o er in den päpstlichen H h h l' es nstuutes oc sc u en tn Rom zu obliegen . 

Zu Artikel X § 3 D H" ' , . er elhge Stuhl wird dar S 
tragen, daß der Provinzverband d ," ,ur orge 
den oder zu ' h er tn Osterrez,ch bestehen-

ernc tende l'''' N Tunlichkei' n re tgwsen iederlassungen nach . 
in überein:ti:: den Sbtaa,tshgren~en der Republik Österreich.' 

ung ge rac t wz,rd 
Die Bundesregierung nimmt di~ vom H T S h 

geregte Frage einer Neure elun der ez, l~en, tu 1 an-. 
der Republ'k Ö ' g, g Pfarren, dw z,m Gebiete 

" sterrezch geMtlichen Orden und K ' 
nen inkorporiert d I ongregatw-

, 0 er von so chen verwaltet sind K nrs und . d . . ,zur ennt· 
Wlr , namenthch soweit es s;ch u' . .' R ~ m emen Austa h 

e~nz,ger I ~gularpfarren gegen Sükularpfarren handelt usc 
~lneRr sho c en Aktion der zuständigen kirchlichen B h:' dan 
z,m amen d r . 1 e or en 
wirken. er z,nanzw len Möglichkeiten des Bundes mit--

Art, X gestattet im G . politik eine f' E eg~nsatz zur Josefinischen Kirchen-
relere ntwlcklung des k' hl' h . IrC lC en Ordens-

wesens, 
Gründung neuer Orden d r'" Gründling neu N' d I un re IglOser Genossenschaften. 

e .. l' hk . er Je er assungen (insofern nicht die Rechts 
p rson lC eIt für den St t b . h -~ aa s erew angestrebt wird), Auf-
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nahme von Mitgliedern, Aufstellung von Regeln und Kon­
stitutionen, ist eine innerkirchliche Angelegenheit,' worauf ·die 
Staatsverwaltung keinen Einfluß nimmt. Bisher war bei Er­
richtung von Niederlassungen religiöser Genossenschaften, 
die im Bundesgebiet noch nicht vertreten waren, Bewilligung 
des Staatsoberhauptes, sonst Genehmigung der Landesregie. 
rung notwendig, die vorher mit dem Ministerium für Kultus 
und Unterricht sich ins Einvernehmen zu setzen hatte. Mit 
dem Ansuchen war der Nachweis des Unterhaltes und ein 
Exemplar der Statuten vorzulegen. Minist. Verord., 13. Juni 
1858, RGBl. Nr. 95, Erl. Minist. f. K. u. U., 28. Nov. 1866, 
Z. 68. Besonders der Unterhaltsnachweis wurde· oft· peinlich 

gehandhabt. Diese Beschränkungen fallen jetzt weg. 
Nach alten nicht mehr gehandhabten Bestimmungen be­

durften Ausländer zur Aufnahme in ein österreichisches Klo­
ster der staatlichen Erlaubnis oder mußten sich die öster­
reichische Staatsbürgerschaft verschaffen. Hofd., 3. Mai 1805. 
Erlaß des Ministers für Kultus und Unterricht, n. Oktober 
1859. Aufrecht erhalten bleibt im Konkordat nur die Forde­
rung, daß Klosterobere von Ordensniederlassungen mit Sta­
bilitas loci, wenn sie auf Lebenszeit bestellt werden, die öster­
reichische Bundesbürgerschaft besitzen müssen. Es trifft dies 
zu z. B. bei Äbten der Benediktiner, Zisterzienser und Chor­
herren. Österreichische Bundesbürgerschaft müssen auch die 
Oberen von Provinzen besitzen, deren rechtlicher Sitz in 
österreich gelegen ist. Diese Bestimmung erweist sich im ver­
mögenrechtlichen Verkehr als erwünscht, da die Oberen 
häufig derartige Transaktionen vorzunehmen haben. Inso­
fern Mitglieder religiöser Genossenschaften zur öffentlichen 
Seelsorge verwendet werden, müssen sie die österreichische 

Blmdesbürgerschaft besitzen, Art. XI, § 2. 
Nicht notwendig bedürfen die Provinz- und Ordensoberen, 

die bloß persönlich im Bundesgebiet ihren Sitz haben, der 
österreichischen Bundesbürgerschaft. Es dürfen dieselben, 

59 



auch wenn sie nicht österreichische Bundesbürger sind, seIhst 
oder durch Delegierte die in Österreich liegenden Nieder­
lassungen visitieren. Um aber diesen Zustand möglichst hint­
anzuhalten, verspricht der kirchliche Kontrahent dafür Sorge 
zu tragen, daß die klösterliche ProvinziaIhildung nach Tun­
lichkeit mit den Staatsgrenzen in Übereinstimmung gebracht 
wird. 

Was die staatliche Rechtspersönlichkeit der ordensr~cht­
lichen Gebilde anlangt, so ist zunächst auf Art. II des Kon­
kordates zu verweisen. Einzelne staatlich genehmigte Nieder­
lassungen und wohl auch Provinzverbände erfreuen sich ge­
genwärtig der staatlichen Rechtspersönlichkeit. Dieser Zu­
stand bleibt aufrecht erhalten (Art. II). Für künftig zu er­
richtende religiöse Genossenschaften wird die staatliche 
Rechtspersönlichkeit dadurch gesichert, daß der zuständige 
Diözesanhischof (bzw. Praelatus Nullius) über die erfolgte 
Niederlassung 20 in Österreich eine Anzeige beim Kultus­
ministerium erstattet. Die Bestätigung der Anzeige bedeutet 
eine Rechtssicherung hauptsächlich in privatrechtlichem Ver­
kehr, besonders bei Vermögenstransaktionen. Nachweis der 
Subsistenzmittel, Vorlage der Konstitutionen ist nicht mehr 
verlangt. Frei sind die Mitglieder der religiösen Genossen­
schaften in ihrer philosophisch-theologischen Ausbildung. 
Sie können dieselbe auch an den Schulen ihres Institutes 
oder an päpstlichen Hochschulen in Rom zurücklegen. Eine 
gewisse Einschränkung ist für öffentliche Seelsorge, Art. XI, 
2, b, gemacht; s. ebd. 

Abs. 2 im ZusatzErotokoll zu Art. X, 3, berührt eine An­
gelegenheit der neuesten Klosterreformbestrebungen. Beson­
ders die alten Orden: Benediktiner, Zisterzienser, Chorherren, 
besitzen eine große Anzahl von inkorporierten Pfarren, an 

20 Durch die Betonung der Niederlassung wird wohl auf die Instituten­
theorie hingewiesen. Dem Wortlaute nach könnte man auch an die 
staatliche Rechtspersönlichkeit des Gesamtordens denken. 
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welchen Ordensmitglieder die Seelsorge versehen. Die. räu~­
lich oft weite Entfernung dieser Pfarrsitze vom Stift, dIe 
dauernde Abwesenheit der klösterlichen Seelsorger dieser 
Pfarren vom Kloster brachten manchmal eine Erschlaffung 
der klösterlichen Disziplin mit sich. Darum verlangen neuere 
Reformbestrebungen die Übergabe der inkorporierten Pfar­
ren an die Weltpriester oder wenigstens eine derartige Arron­
dierung der Stiftspfarren, daß die Einhaltung der klöster­
lichen Disziplin erleichtert wird. Von diesen Bestreb.ungen 
nimmt die Bundesregierung im Zusatzprotokoll Kenntnis ~d 
wird besonders beim Austausch einiger Stiftspfarren 1m 

Rahmen der finanziellen Möglichkeiten" mitwirken. Da­
durch, daß eine bisherige Stiftspfarre zu einer Säkularpfarre 
wird, können dem Religionsfonds größere Auslagen erwach­
sen. Doch sind zur Durchführung dieses Projektes noch be­
sondere Vereinbarungen zwischen den kirchlichen und staat-

lichen Behörden notwendig. 

Artikel XI. § 1. Die Besetzung der kirchlichen Benefizien 
steht der Kirchenbehörde zu, abgesehen von besonderen Patro­
nats- und Präsentierungsrechten, die auf kanonischen Sonder-

titeln beruhen. 
Die Besetzung jener Benefizien, auf welche der Bund oder 

ein öffentlicher Fonds Präsentationsrechte ausübt, wird auf 
Grund einer Dreierliste von Kandidaten erfolgen, welche der 
Diözesanordinarius nach den V orschriften des kanonischen 
Rechtes wählt und der staatlichen Kultusverwaltungsbehörde 

bekannt gibt. 
Der Diözesanbischof (Praelatus Nullius) wird sofort nach 

Bestellung eines Geistlichen zu einem Pfarr benefizium hievon 

der Regierung Mitteilung machen. 
§ 2. In Anbetracht der Auslagen des Bundes für die Bezü?~ 

der Geistlichen werden zur Leitung und Verwaltung der Dw­
zesen, zum Pfarramte und zur Erteilung des Religionsunter-
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richtes in den öffentlichen Schulen, endlich zu allen jenen 
geistlichen Dienstposten, für welche eine Dotation (Kongrua­
ergänzung) aus öffentlichen Mitteln gesetzlich vorgesehen ist, 
ausschließlich Geistliche bestellt, die 

a) die österreichische Bundesbürgerschaft besitzen; 

b) die vorgeschriebenen theologischen Studien an einer 
kirchlichen theologischen Lehranstalt Österreichs oder an 
einer deutschsprachigen katholisch-theologischen Fakultät 
oder an einer päpstlichen Hochschule in Rom durch minde­
stens drei Jahre mit Erfolg zurückgelegt haben. 

Von diesen Erfordernissen kann für Hilfspriester sowie für 
vorübergehend als Religionslehrer bestellte Geistliche in Fäl· 
len kirchlichen und staatlichen Einvernehmens abgesehen 
werden. 

Bei Verlust der Bundesbürgerschaft wird der betreffende . 
Geistliche seitens der zuständigen kirchlichen Behörde von 
seinem Amte entfernt werden, falls nicht im Einvernehmen 
zwischen kirchlicher und staatlicher Behörde Nachsicht er· 
teilt wird. 

Die Diözesanordinarien werden Geistliche, die wegen eines 
Verbrechens verurteilt worden sind (Artikel XX), nur mit 
Zustimmung der Bundesregierung im öffentlichen kirchlichen 
Dienste anstellen oder wiederanstellen. 

Zu Artikel XI, § 1. (1) Streitigkeiten über die Frage, ob 
eine Kirche oder eine Pfründe einem Patronat unterliege 
oder hinsichtlich der letzteren das freie Besetzungrecht des 
Bischofs eintrete, sowie über die Frage, wem ein Kirchen­
oder Pfründenpatronat zukomme, sind von' der Kirchen­
behörde nach den Vorschriften des kirchlichen Gesetzbuches 
zu entscheiden. Von der betreffenden kirchen behördlichen 
Entscheidung ist die oberste staatliche Kultusverwaltungsbe­
hörde durch Übersendung einer Originalausfertigung der Ent­
scheidung in Kenntnis zu setzen. 
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(2) Der Heilige Stuhl stimmt zu, daß sämtliche Streitig­
keiten über Leistungen, welche auf Grund eines bestehenden 
Pa.tronates angesprochen werden, von den Behörden der staat­
lichen Kultusverwaltung im instanz mäßigen Verfahren ent­
schieden werden; insofern in solchen Streitfällen der Bestand 
des Patronates selbst bestritten ist und darüber noch keine 
rechtskräftige kirchen behördliche Entscheidung vorliegt, 
stimmt der Heilige Stuhl zu, daß die Behörden der staat­
lichen Kultnsverwaltung dort, wo Gefahr im Verzuge ist, auf 
Grund des bisherigen ruhigen Besitzstandes oder, soweit der­
selbe nicht sofort ermittelt werden kann, auf Grund der 
summarisch erhobenen tatsächlichen und rechtlichen Ver­

hältnisse ein Provisorium verordnen. 

Art. XI handelt über die Besetzung kirchlicher Benefizien. 
Man unterscheidet hinsichtlich der Besetzung beneficia 
liberae collationis, die frei, und beneficia patronata, die auf 
Präsentation eines Patrons vom kirchlichen Vorgesetzten ver­
liehen werden. Bei den Patronaten unterscheidet man Privat­
patronate und öffentliche Patronate. Zu letzteren gehören die 
Patronate des Religions. und Studienfonds und anderer öffent­
licher Fonds (Salinenärar, überhaupt Fonds, die der Staats­

verwaltung unterstehen); dann auch die sogenannten landes­
fürstlichen Patronate. Letzterer Ausdruck ist eine ziemlich 
ungenaue Bezeichnung, insofern man darunter nicht bloß die 
von Landesfürsten als' Privatperson erworbenen Patronate, 
sondern auch die im Laufe der Zeit den öster:reichischen Lan­
desfürsten verliehenen Patronate (oft nur N ominatsrechte), 
ja sogar die Patronate der staatlich (landesfürstlich) ver· 
walteten öffentlichen Fonds versteht. Hinsichtlich der bischöf­
lichen und Kanonikatsstellen zog man die Konsequenz, daß 
mit dem Wegfalle des Kaisers die demselben als solchen zu­
stehenden Nominationsrechte in WegfaU gekommen sind. 
Hinsichtlich der übrigen Benefizien wird ein etwa bestehen-
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des Iandcsfürstliches Patronat als fortdauernd angesehen. Hier 
setzt nun die Konkordatshestimmung ein. Der öffentliche 
Patron hekommt vom Bischof einen Dreiervorschlag (voraus. 
gesetzt, daß sich drei fähige Bewerher gefunden hahen) 21. 

Weiterhestehen hleiht wohl auch die Bestimmung, daß, wenn 

~er Lan~eshauptmann nicht den Erstvorgeschlagenen präsen. 
tIeren WIll, er den Akt an das Kultusministerium weiterleiten 
muß. Art. 37, des Gesetzes vom 21. Juli 1925, BGBI. NI'. 274 .. 

In dem ZusatzprotokoH wird eine alte Kompetenzfrage ge­
o.rdnet. Da das Patronatsrecht ein Recht ist, das einer geist­
hchen Sache anhaftet (jus spirituali annexum), so nimmt die 
Kirche die Jurisdiktion für sich in Anspruch. Weil aber das 

Patronatsrecht unter dem Einflusse der staatlichen Gesetz­
gehung vielfach eine stark staatliche Gestalt angenommen hat, 
so ist auch die Staatsgewalt hiefür interessiert. Schon im 
K~nkordat von 1855, Art. 12, wurde kirchlicherseits zuge­
gehen, daß über die Nachfolge in ein Laienpatronat die staat· 
lichen Gerichte entscheiden dürfen. Nach einseitiger Kündi­
gung des Konkordates bestimmt das Gesetz vom 7. Mai 1874, 
RGBI. NI'. 50, § 33 f., daß die staatlichen Verwaltungsbe. 
hörden entscheiden, oh eine Kirche oder Pfründe unter einem 
Patronate stehe und oh die auf Grund des Patronates he· 

anspruchten Leistungen gesetzmäßig sind. Hingegen soHten 
die staatlichen Gerichtshehörden entscheiden, oh aus einem 
nrivatrechtlichen Titel eine Befreiung von der Patronats­
leistung platzgreife. 

Der Zusatz zu Art. XI, I, des gegenwärtigen Konkordates 
erklärt nun, daß die Kir c h e n h e hör d e entscheidet, oh 
eine Kirche oder Pfründe unter einem Patronate stehe oder 

21 V gl. auch Konkordat 1855, Art. 25. - Die Bestimmung, daß der 
L~ndeshauptmann, falls er nicht den Erstvorgeschlagenen präsentieren 
w~.l, d.en Akt an das Unterrichtsministerium zu leiten hat, verfügt aus­
drucklich Erl. des Bundesminist. f. U., 9. Mai 1934, Z. 14710. 
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wem ein Kirchen. oder Pfründenpatronat zustehe und daß 
diese der obersten staatlichen Kultusverwaltung in Original. 
ausfertigung mitzuteilende Entscheidung für die staatliche 

Behörde ein Präjudiz (bindende Norm) bildet. 

Hinsichtlich der Streitigkeiten über Leistungen auf Grund 
eines Patronates sollen fortan in Österreich die staatlichen 
Verwaltungsbehörden entscheiden. So l;mge die kirchen· 
hehördliche Entscheidung üher die Existenz eines strittigen 

Patronates aussteht, kann, wenn Gefahr im Verzuge ist, die 
staatliche Verwaltungsbehörde auf Grund der rechtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse eine provisorische V ~rfügung tref­
fen. Dies kaIm besonders dann praktisch sein, wenn der Bau­
zustand der Gebäude einen Aufschuh der Reparatur his zur 
kirchlichen Entscheidung der V orf rage· schwer zuläßt. 

Nach § 5 des Ges. vom 7. Mai 1874, RGBl. NI'. 50, mußte 
in Fällen freier Verleihung einer nicht vom Kaiser oder von 
den landesfürstlichen Behörden ausgehenden Präsentation auf 
ein Kanonikat oder eine Seelsorgspfründe, ferner bei Bestel­
lung eines Pfarrverwesers für eine in..\orporierte Pfründe, die 
ausersehene Person vorher der Landesbehörde angezeigt wer­
den, welche innerhalb 30 Tagen Einwendungen erheben 

konnte. 
Das Konkordat läßt die Forderung der Voranzeige fallen 

und begnügt sich mit einer gleichzeitigen Mitteilung. Außer· 
dem wird diese Meldung nur bei Pfarrbenefizien verlangt. 

Im Hinhlick aher darauf, daß der Religionsfonds, bzw. der 

vom Staat ergänzte Religionsfonds bedeutende Lasten für den 
Unterhalt der. Geistlichen übernimmt, gesteht die Kirche dem 
Staat bei Anstellung gewisser geistlicher Funktionäre gewisse 
Rechte zu. Es handelt sich um Persönlichkeiten, die zur Ver· 
waltung der Diözese berufen werden sollen (Bischöfe, Ge­
neralvikare, Administratoren, Koadjutoren, Kapitelvikare ), 
Kandidaten des Pfarramtes, des Religionsunterrichtes In 
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öffentlichen Schulen 22 und geistlicher Dienstposten, ~elche 
eine staatliche Kongruaergänzung beanspruchen können. 

Diese Anwärter müssen a) die östetreichische Bundesbür­
gerschaft besitzen. Eine darüber hinausgehende Dispensation 
kann für Hilfspriester und Religionslehrer besonders für die 
Zeit des Einbürgerungsverfahrens gegeben werden. Nicht be­
dürfen der österreichischen Bundesbürgerschaft einfache Be­
nefiziaten, welche keinen Anspruch auf staatliche Kongrua 
besitzen, auch nicht die Religionslehrer an privaten Schulen, 
auch nicht Priester, welche nur vorübergehend in der Seel­
sorge aushelfen (Volksmissionäre ). Hiermit schwindet die 
odiose Bestimmung des § 2 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, 
RGBl. Nr. 50, wonach die staatlicherseits für Anwärter von 
Ämtern und Pfründen geforderten Eigenschaften (besonders 
auch die österreichische Staatsbürgerschaft) auch für geist­
liche Personen verlangt wurden, "welche zur Stellvertretung 
oder E,rovisorischen Versehung dieser Ämter oder zur Hilfe-· 
leistung bei denselben berufen werden". - Pfarrprovisoren 
werden, weil kongruaberechtigt, auch in Zukunft die öster­
reichische Bundesbürgerschaft besitzen müssen. 

Die bezeichneten Anwärter müssen ferner b) die vorge­
schriebenen theologischen Studien mit Erfolg mindestens 
durch drei Jahre zurückgelegt haben, und zwar entweder an 
einer kirchlichen theologischen Lehranstalt Österreichs oder 
an einer deutschsprachigen katholisch-theologischen Fakultät 
oder an einer päpstlichen Hochschule in Rom. 

Dadurch, daß eine deutschsprachige katholisch-theologische 
Fakultät angeführt wird, können die theologischen Studien 
nicht bloß an reichsdeutschen katholisch-theologischen Fakul­
täten, mit denen eine gewisse Gegenseitigkeit besteht (vgl. 

22 Erteilt der Hilfspriester eines nicht systemisierten Postens Religions· 
unterricht an einer öffentlichen Schule, so greift die Bestimmung mit 
Rücksicht auf letztere Funktion Platz. 
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preußisches "Konkordat zu Art. 6, Ahs. 1, c, badisches Kon­
kordat zu Art. VII, Abs. 1, Wen n e r 52, 69), sondern auch 
z. B. an der deutschen theologischen Fakultät in Prag zurück­
gelegt werden. Warum ist das Mindestmaß mit drei Jahren 
angegeben? Es findet sich dieselbe Angabe im preußischen 
und badischen Konkordat a. O. Zum preußischen Konkordate 
erklärte der AEost. Stuhl (A. A. S., XXI, 528, not.), daß hie­
durch an der allgemeinen Bestimmung des Kan. 1365 (zwei 
Jahre Philosophie und vier Jahre Theologie) nichts geändert 
werde. Vielleicht wollte man Rücksicht nehmen auf jene, die 
nach der früheren Studienordnung in kürzerer Zeit ihre theo­
logischen Studien beendet hatten und jetzt erst als Anwärter 
um die in Frage stehenden Ämter auftreten. Oder man wollte 
damit erklären, daß bei anderweitigem theologischen Studium 
wenigstens drei Jahre an den bezeichneten Anstalten ver­

bracht werden müßten. 

Bei Verlust der österreichischen Bundesbürgerschaft wird 
der Betreffende von der kirchlichen Behörde von seinem 
Amte entfernt, wenn nicht etwa staatlicherseits eine Dispen­

sation gewährt wird. 

Die Forderung des § 2, Abs. 3 des Ges. vom 7. Mai 1874, 
RGBl. Nr. 50, daß der Kandidat "ein in sittlicher und staats­
bürgerlicher Hinsicht vorwurffreies Verhalten" aufweisen 
müsse, wurde staatlicherseits fallen gelassen, dafür aber kirch· 
licherseits das Zugeständnis gemacht, daß ein wegen eines 
Verbrechens verurteilter Geistlicher nur mit Zustimmung der 
Bundesregierung in einem öffentlich-kirchlichen Dienst an· 
gestellt werden soll. V gl. auch Art. XX, Abs. 2, wonach Ver­
urteilung eines Geistlichen wegen eines Verbrechens Ein­
stellung der staatlichen Kongruaergänzung zur Folge hat. 
Vgl. auch § 26 des Strafgesetzbuches. 

Artikel XII. § 1. Die Bestellung zu einem kirchlichen 
Amte ist vom Tage der Amtsübertragung an wirksam; dieser 
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Zeitpunkt wird seitens der zuständigen Kirchenbehörde der 
staatlichen Kultusverwaltungsbehörde mitgeteilt. 

§ 2. Die Verwaltung und der Genuß der Einkünfte welt­
geistlicher Pfründen während der Vakanz regelt sich nach 
den Normen des kanonischen Rechtes; insofern aber für eine 
solche Pfründe ein grundsätzlicher gesetzlicher Anspruch auf 
finanzielle Leistungen aus dem Religionsfonds, beziehungs. 
weise staatlichen Mitteln besteht, fließen die Einkünfte 'wäh­
rend der Vakanz in den Religionsfonds. 

Art. XII hildet nur eine weitere Ausführung des voraus­
gehenden Artikels. 

Da die Bestellung der kirchlichen Ämter grundsätzlich der 
Kirchenbehörde zusteht, so ist auch der von der Kirchen­
behörde festgesetzte Tag der Amtsübertragung maßgebend. 
Es entspricht der konkordatlichen Stellung, daß dieser Zeit­
~unkt der Staatsbehörde mitgeteilt wird, hat aber auch wegen 
Anweisung einer etwa gebührenden Kongruaergänzung und 
wegen Betrauung mit staatlichen Funktionen (Matrikenfüh­
rung, Eheassistenz) Bedeutung. 

üher die Verwendung des Interkalares (Früchte während 
der Vakanz des Benefiziums), soweit dieselben nicht zur Dek­
kung der Verwaltungsauslagen und des Unterhaltes 'für den 
Provisor verwendet werden, entscheidet nach Kan. 1481 zu­
nächst die Gewohnheit. Abgesehen davon sind die erührigten 
Früchte zur Hälfte dem Benefizium, bei gemeinsamer Ver­
mögensverwaltung in einer Kommunität der massa com· 
munis, die andere Hälfte der Kirche, bzw. dem SakI'isteifonds 
zuzuweisen. Diese kanonische Bestimmung wird im Konkor­
date anerkannt mit Ausnahme von jenen Pfründen, für 
welche grundsätzlich ein gesetzlicher Anspruch auf finanzielle 
Leistungen aus dem Religionsfonds, hzw. aus staatlichen Mit­
teln besteht. In diesem Falle soll das Interkalare dem Re­
ligionsfonds zukommen. Hiermit ist die bisherige Bestim-
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mung, daß das Interkalare weltgeistlicher Benefizien ~us­
nahmslos dem Religionsfonds zufalle, ahgeändert. PraktIsch 

hat dies keine he sondere Auswirkung, weil heinahe alle 

Pfründen aus dem Religionsfonds eine Ergänzung erhalten. 

Artikel XIII. § 1. Die beweglichen und unbeweglichen Gü­
ter der kirchlichen Rechtssub jekte werden im Rahmen der für 
alle geltenden Staatsgesetze gewährleistet. In eben diesem Rah· 
men hat die Kirche das Recht" neue Güter zu erwerben und zu 
besitzen; die derart erworbenen Güter werden in gleicher 

Weise unverletzlich sein. 
§ 2. Das Vermögen der kirchlichen Rechtssubjekte wird 

durch die nach dem kanonischen Rechte berufenen Organe 
verwaltet und vertreten; bei Orden und Kongregationen gilt 
für den staatlichen Bereich bei Abschluß von Rechtsgesc~äf' 
ten der Lokalobere und, soweit es sich um Rechtsgeschafte 
höherer Verbände handelt, der Obere des betreffenden Ver· 

bandes als der berufene Vertreter. 
Die Gebarung mit dem kirchlichen Vermögen findet unter 

Aufsicht und Kontrolle der zuständigen Kirchenbehörden 
oder Ordensoberen statt. Ohne deren Zustimmung kann 
solches Vermögen weder veräußert noch belastet werden. 

Überdies bedarf es der Zustimmung auch der staatlichen 
Kultusverwaltung, wenn die beabsichtigte Veräußerung oder 
Belastung von kirchlichen Stammvermögen die Leistungen 
von Zuschüssen oder erhöhten Zuschüssen aus öffentlichen 
Mitteln bedingt. Der staatlichen Stellungnahme geht die An­

hörung des Diözesanordinarius voraus. 

§ 3. Die Ordnung und Verwaltung der kirchlichen Stiftun­

gen steht den kirchlichen Organen zu. 

§ 4. Die kirchlichen Rechtssubjekte werden keiner Sonder­
steuer und dergleichen unterworfen werden, die nicht auch 
für andere Rechtssub jekte gelten. Dies gilt auch hinsichtlich 
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der im Art VI § 3 und § 4 Ab 2 "h ' , , ,s, ,na er bezeLchneten 
Schulen. 

Zu Artikel XIll, § 2. Der Heilige Stuhl w;rd d' D'" -. • ze ~ozesan-

ordmarien anweisen, bei intabulationspflichtigen Re ht _ 
h"f f d c sge 

sc a ten au er Urkunde nach vorheriger tJberprüfung eine 
Klausel. beizusetzen, daß gegen die bücherlich einzutragende 
Berechugung oder Verpflichtung kirchlicherseits kein An­
stan.d obwaltet und daß die Vertreter der kirchlichen Rechts­
subJekte, welche das Rechtsgeschäft abgeschlossen haben, hie­
zu berufen waren. 

Art" XI~. I~ Rahmen der allgemeinen Staatgesetze kön­
~en dIe ,~lrchll'Chen Rechtssubjekte bewegliche wie unbeweg­
liche. Guter erwerben und besitzen. Hiernach kommen die 
;taath~hen Bevormundungen, wie sie in § 38 ff. des Ges. vom 

. Mal 1~74, ~GBl. Nr. 50, festgelegt wurden, in Wegfall." 
Ebenso dIe odIOse Bestimmung des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867, RGB! Nr 142 § 6 Ab 2· F" d' . . . , , s.." ur le tote 
Hand smd Beschränkungen des Rechtes Liegenschaften zu er-· 
we~ben und über sie zu verfügen, im Wege des Gesetzes aus 
Grunden des öffentlichen Wohles zulässig." In der Verfas­
s~g 1934, Art. 33, Abs. 2, heißt es nunmehr: Jeder Bundes­
bu~ger kann Liegenschaften jeder Art erwerben und darüber 
freI verfügen. Ausnahmen kann das Gesetz zur Wahru 
"ff l' h ng o ent IC er Interessen bestimmen. 

Die kirchlichen Rechtssubjekte können ihr Vermögen frei 
nach kanonischem Rechte verwalten. Bei Orden und Kon­
gregationen gilt für den s t a at I ich e n B e r ei c h als Ver­
treter der Lokalobere, bzw., wenn es sich um Rechtsgeschäfte 
eines höheren Verbandes handelt, der Obere des betreffenden 
Verbandes, z. B. Provinzial für die Provinz. Zwar bestimmt 
das Konkordat, daß die Gebarung mit dem kirchlichen Ver­
mögen unter Aufsicht und Kontrolle der zuständigen Kirchen-
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behörden, bzw. Ordensoberen stattfinde und daß ohne deren 
Zustimmung keine Veräußerung und keine Belastung statt­

finden kann. Die Frage aber, ob der betreffende Obere bei 
Vornahme von Rechtsgeschäften nach den Konstitutionen an 

die Zustimmung eines Rates gebun~en ist, oder nach dem 
allgemeinen Kirchenrecht (Kan. 533, 534 C. j. c.) der Vor­
gesetzte die Zustimmung des Bischofes oder Papstes einzu­
holen hat, ist eine imIerkirchliche Angelegenheit. Dasselbe 
gilt überhaupt für Vermögenstransaktionen (Kan. 1530-1533 
C. j. c.). Um einen Konflikt zwischen Kirche und Staat in 
dieser Hinsicht bintanzuhalten, bestimmt das Zusatzprotokoll 
zu Art. XIII, 2, daß der Apostolische Stuhl die Diözesan­
ordinarien anweisen wird, bei intabulationspflichtigen Rechts­
geschäften nach vorheriger Prüfung die Klausel beizusetzen, 
daß gegen die bücherliche Eintragung kein Anstand obwaltet 
und die betreffenden Vertreter zum Abschluß des Rechts­
geschäftes berufen waren. Durch diese Bestätigung wird auch 
dargetan, daß den Bestimmungen des Art. XIII, § 2, Abs. 2, 
des Konkordates entsprochen ist. Die Bestätigung wird vom 
Ordinariate erteilt und bedarf, wenn sie mit dessen Amts­
siegel versehen ist, keiner weiteren Beglaubigung. Verord. 
des Minist. für Justiz und Unterricht, 9. Mai 1934, § 1, BGBl., 
1934, H, Nr. 22. 

Ein finanzielles Interesse hat der Staat, wenn durch die 
Ver äußerung oder Belastung eines kirchlichen Stammver­
mögens eine Erhöhung der Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 
herbeigeführt werden könnte. Daher ist in diesen Fällen die 
staatliche Zustimmung einzuholen. Die staatliche Behörde 
wird vor ihrer Stellungnahme dem zuständigen Ordinarius 
Gelegenheit zur Äußerung geben. Von diesem Standpunkte 
aus werden Pfründen, deren Inhaber eine Kongruaergänzung 
beanspruchen, Kirchen, die unter dem Patronate eines öffent­
lichen staatlichen Fonds stehen, vor der Veräußerung von 
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Stammvermögen die Zustimmung der staatlichen Behörde 
einzuholen haben 23. 

Dadurch, daß der Staat der Kirche - abgesehen von den 
aufgeführten Fällen - volle Freiheit in der Verwaltung ihrer 
Güter gewährleistet, kommen für den s t a a t I ich e n B e­
r e ich auch die Bestinnnungen der § § 41-46 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1874, RGBl. 50, in Wegfall: Verwaltung des Ver. 
mögens der Pfarrkirchen gemeinschaftlich durch den Pfarr­
vorsteher, die Pfarrgemeinde und den Kirchenpatron; des 
Pfründenvermögens durch den Nutznießer unter Aufsicht 'des 
Patrons und des Staates. Kurz gesagt, es fällt an sich die ganze 
staatliche Oberhoheit über die kirchliche Vermögensver­
waltung hinweg. Auch die staatliche Vertretung durch die 
Finanzprokuratur (Dienstinstruktion vom 9. März 1898, RGBl. 
Nr. 42, § 2, Punkt 9, 10, 11) hat im neuen Recht an sich 
~eine~ Platz mehr. Insofern der Pfründner kongruaberechtigt 
1St, dIe betreffende Kirche Zuschüsse aus dem Religionsfonds 
hekommt (Art. XIV, § 5), tritt die staatliche Ingerenz bei Be­
lastungen und Veräußerungen des kirchlichen Stammver-

23 Die Bestätigung, daß die staatliche Kultusverwaltung der Veräuße­
rung oder Belastung von kirchlichen Stammvermögen unter der Voraus· 
setzung des Art. XIII, § 2, Abs. 3, des Konkordates zugestimmt hat, wird 
vorn Landeshauptmann erteilt. Bedarf es der Zustimmung der staatlichen 
Kultusverwaltung nach Art. XIII, § 2, Abs. 3, nicht, so ist dies vorn Lan· 
deshauptmann zu bestätigen. Verord. d. Minist. f. Justiz u. Unt., 9. Mai 
1934, § 2, BGBI., 1934, H, NI'. 22. - Rechtsgeschäfte, welche dem kirch­
~~chen Institute zum Vorteil gereichen oder bei denen wenigstens keine 
Anderung des Vermögensstandes und Ertragswertes eintritt, bedürfen 
aueh dann nicht der staatlichen Genehmigung, wenn das kirchliche In­
stitut im Genusse der Kongrua steht. Die Entscheidung, ob diese Voraus­
setzung vorliegt, steht der kirchlichen Behörde unter eigener Verantwor­
tung zu. Zit. Minist. ErL, 9. Mai 1934. Die staatliche Zustimmung entfällt 
bei kirchlichen Rechtssubjekten, die keinen Anspruch auf öffentliche 
Leistungen haben. (Frauenorden, Männerorden ohne inkorporierte Seel­
sorgsstationen, einfache Benefizien, Kirchen, mit Ausnahme der in Art. XV, 
§ 5, des Konkordate" angeführten.) Zit. Er!. 
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mögens wiederum hervor. Der staatlichen Stellungnahme geht 

die Anhörung des Diözesanordinarius voraus. 

I n n e r kir chI ich wird sich die uralte Einrichtung der 
Kirchenkämmerer jedenfalls erhalten, zumal der Kodex Kan. 
1183 einen lokalen Verwaltungsrat zuläßt. Auch die getrennte 
Verwaltung von Gotteshausvermögen (fahrica ecclesiae) und 
Pfrnndenvermögen (beneficium) ist im geltenden Rechte be­

gründet. Vgl. Kan. 1183 L, 1476, § 1. 
Hinsichtlich der Stiftungen hestimmte § 47 des Ges. vom 

7. Mai 1874, RGBl. Nr. 50, daß nur rein kirchliche Stiftungen 
in der Verwaltlmg der kirchlichen Organe verbleihen und 
daß im Zweifel über die kirchliche Natur einer Stiftung die 

staatlichen Behörden entscheiden. 
Das Konkordat hestimmt nun, daß "Ordnung und Ver­

waltung der kirchlichen Stiftung den kirchlichen Organen 
zusteht". Bei Meinungsverschiedenheiten über die kirchliche 
Natur' einer Stiftung muß in Zukunft nach Art. XXII des 
Konkordates eine freundschaftliche einheitliche Lösung ge-

sucht werden. 
Die kirchlichen Rechtssubjekte sonen in Zukunft keiner 

Sonderabgabe oder Sondersteuer unterworfen werden. Daher 
kommt das Ges. vom 7. Mai 1874, RGBl. Nr. 51, Gesetz über 
Religionsfondsbeiträge in Wegfall; wohl auch die Abgabe der 
Klöster anläßlich der Neuwahl eines lehenslänglichen Ober­
hau~tes. Gehührengesetz, 9. Feh. 1850, RGBl. Nr. 50, Tarif­
post'40. - Die Kirche der Gegenwart beansprucht nicht mehr 
staatliche Steuerfreiheit ihrer Güter, sondern verwahrt sich 
nur gegen odiose staatliche Ausnahmsgesetze. Das in Kodex 
Kan. 1179 noch aufrecht erhaltene Asylrecht der Kirchen wird 
im Konkordat nicht berührt, gilt also lediglich innerkirch-

lich. V gl. Art. XXII, n. 1. 

Artikel XIV. Di,e Verwaltungsangelegenheiten der kirch­
lichen Verbände werden von der Kirche geregelt, wobei der 
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Ki,rche das Recht zur Einhebung von Umlagen grundsätzlich 
zukommt; bei Vorschreibung von Umlagen wie überhaupt in 
allen jenen Fällen, in denen staatliche, Interessen berührt wer­
den, wird im Einvernehmen mit der staatlichen Gewalt vor­
gegangen. 

Zwecks näherer Durchführung dieses Grundsatzes werden 
von den kirchlichen Diözesanbehörden im Einvernehmen mit 
der staatlichen Kultusverwaltung Richtlinien aufgestellt wer-
den. ' 

Zur Hereinbringung von Leistungen seitens der Mitglieder 
von kirchlichen Verbänden wird der Kirche der staatliche 
Beistand gewährt, sofern diese Leistungen im Einvernehmen 
mit der Staatsgewalt auferlegt wurden oder aus sontigen 
Titeln zu Recht bestehen. 

Zu Artikel XIV. Der Bund räumt den Vereinigungen, die 
vornehmlich religiöse Zwecke verfolgen, einen Teil der Ka­
tholischen Aktion bilden und als solche der Gewalt des Diö- ~ 

zesanordinarius unterstehen, volle Freiheit hinsichtlich ihrer 
Organisation und Betätigung ein. Der Bund wird dafür Sorge 
tragen, daß die Erhaltung und Entfaltungsmöglichkeit der 
seitens der zuständigen kirchlichen Oberen anerkannten ka­
tholischen Jugendorganisationen geschützt werde und daß in 
vom Staat eingerichteten Jugendorganisationen der katholi­
schen Jugend die Erfüllung ihrer religiösen Pflichten in wür­
diger Weise und ihre Erziehung in religiös-sittlichem Sinne 
nach den Grundsätzen der Kirche gewährleistet werde. 

Die Presse wird hinsichtlich der Vertretung katholischer 
Lehrsätze keinen Beschränkungen unterworfen sein. 

Der Heilige Stuhl stimmt zu, daß Streitigkeiten über Ver­
pflichtungen zu Leistungen an Geld oder Geldeswert für Kul­
tuszwecke unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 2 des 
Zusatzprotokolles zu Artikel Xl, § 1, bis zu einer einvernehm­
lichen Neuregelung von den staatlichen Behörden entschie-
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den werden, und zwar, wenn eine solche LeistUng aus dem 
allgemeinen Grunde der Zugehörigkeit zu einem kirchl~chen 
Verbande in Anspruch genommen wird, von den Behorden 
der staatlichen Kultusverwaltung im ordentlichen I nstanzen­
zuge, sonst von den Zivilgerichten. Bei Gefahr im Verzuge 
kann ein Provisorium im Sinne des Absatzes 2 des Zusatz­

protokolles zu Artikel Xl, § 1, verfügt werden. 

Die im Gebiete der Republik Österreich in betreff der 
Herstellung und Erhaltung der Kirchen- und Pfründenge-
büude sowie in betreff der finanziellen Bestreitung der sonsti­
gen Kirchenerfordernisse bestehenden Normen einschließlich 
des Gesetzes vom 31. Dezember 1894, RGBl. Nr. 7 ex 1895, 
bleiben mit dem aus diesem Konkordat sich ergebenden Mo­
difikationen bis zu einer im Einvernehmen zwischen der Kir­
chen- und Staatsgewalt getroffenen Neuregelung aufrecht. 

Art. XIV eröffnet für die kirchliche Verwaltung, ganz be­
sonders aber in Hinsicht auf Einhebung von Kirchensteuern 
neue Ausblicke. Im allgemeinen sei folgendes bemerkt: Kan. 
1496 des kirchlichen Rechtsbuches steHt den Grundsatz auf, 
daß die Kirche unabhängig von der Staatsgewalt das Recht 
in Anspruch nImmt, von den Gläubigen für kirchliche Zwecke 
eine Steuer einzuheben 24. Bei Betätigung dieses Grundsatzes 
kann die Kirche an sich selbständig vorgehen und im vor­
hinein auf jeglichen staatlichen Beistand verzichten. Dies ist 
in Ländern mit vollständiger Trennung von Kirche und Staat, 
z. B. Frankreich, Vereinigten Staaten von N.-A., der Fan. Sie 
kann aber auch ein Einvernehmen mit dem Staate pflegen, 
da ja schließlich der Staat für jede Steuereinhebung bei sei­
nen Untergebenen interessiert ist. Hiebei kann der Staat zu 
einer bestimmten Form von kirchlicher Steuereinhebung 
förmlich seine Zustimmung geben, die staatlichen Steuerlisten 

24 V gl. Fr. Tri e h s, Gutachten üher Kirchensteuer, Theol. prakt. Quar. 

talschrift, 1931, 29-42, 243-259. 
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zur Verfügung stellen, und für die mit staatlicher Zustim­
mung aufgestellte Kirchensteuer auch die staatliche Exeku­
tion· gewähren. Solche Verhältnisse finden sich im Deutschen 
Reich, allerdings mit verschiedenartiger Gestaltung in den 
einzelnen Ländern. V gl. Art. Kirchensteuer in Theologie und 
Kirche, V,1035 ff. Sc h m i e d i n g - Li n ne bor n, Kommen­
tar zum Kirchensteuergesetz, Paderborn 1929. Zum Zwecke 
der Steuereinhebung können eigene kirchliche Verbände ge­
schaffen werden, jedenfalls Kirchengemeinden, Verbände 
mehrerer Pfarren, auch ein Diözesanverband. Es hat diese 
Organisation den Vorteil, daß die Lasten auf eine breitere 
Basis gestellt und auch für Diözesanzwecke Mittel beschafft 
werden können. Soll nicht ein Laienregiment in der Kirche 
entstehen, so müssen diese Verbände in Abhängigkeit vom 
Bischof stehen. So viel im allgemeinen. 

Art. XIV des Konkordates überläßt nun der Kirche' die . 
Bildung von kirchlichen Verbänden zum Zwecke der Steuer­
einhehung und Verwaltung des Kirchenvermögens und der. 
Leitung des bisher sogenannten Kirchenkonkurrenzwesens 
(Baulast). Es sonen diese Vereinigungen, welche vornehm­
lich religiöse Zwecke verfolgen, einen Teil der Katholischen 
Aktion bilden, dem Diözesanbischof unterstehen und von 
Seite des Staates volle Freiheit hinsichtlich ihrer Organisation 
und ihrer Betätigung besitzen. 

Da aber der Staat an der Besteuerung ein Interesse hat, 
so soU bei Vorschreibung von Umlagen und sofern sonst staat­
liches Interesse berührt wird, das Einvernehmen mit dem 
Staat gepflogen werden. Daher werden von den Diözesan­
behörden im Einvernehmen mit der Staatsgewalt gewisse 
Richtlinien aufgestellt werden. Die kirchlichen Behörden 
werden auch über Streitigkeit bezüglich der auferlegten Lei­
stungen entscheiden. 

Diese kirchliche Neuregelung erfordert eine Unmasse von 
Arbeit: Organisation von Behörden, weitere Vereinbarungen 
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zwischen Kirche und Staat. Für die Zwischenzeit gelten die 
Kirchenkonkurrenzgesetze und auch das Forensengesetz .vodm 

. d . ht hr die Pfarrgemem e, 31. Dez. 1894 weiter; nur WH mc me . 
sondern der kirchliche Verband die Grundlage bIlden. . 

Der Heilige Stuhl stimmt auch zu, daß für die Zwischenze~t 
über Verpflichtungen zu Leistungen für Kultusz~ecke dle 
staatlichen Behörden (Verwaltungsbehörden, Genchte) ent-

'd d h Ana.logie von Punkt 2 des ZusatzprotokoUs schel en un nac 
zu Art. XI, § 1, eventuell ein Provisorium schaffen. 

W ohl durch die Erfahrungen der neuesten Zeit belehrt, 

wird im ZusatzprotokoU kirchlicherseits .Anerkennung und 
Schutz der von den zuständigen kirchlichen Oberen ge­

nehmigten katholischen Jugendorganisation verlangt und zu
d

-
h d St t' seinen Jugen -. h rt Anderseits versPlic t er aa In 

geslc .e t·' n der katholischen Jugend die Erfüllung ihrer 
orgalllsa IOne .. r h d 

1.... Pfll'chtpn in würdiger Weise zu ermog lC en un 
re IglOsen ~ . . d Grund-
die Erziehung in religiös-sittlichem Sm~~ na~h en . 
sätzen der katholischen Kirche zu gewahrleH,ten. ~el V e~­
schiedenheit der Auffassung muß eine freundschaftlIche Lo-

I Art XII Aba 2 versucht werden. 8ung naC:1 . , ., . 

D
· 1 I Fa"llen die Presse eine große Rolle splelt, a 111 80 C len . . h 

kl" t daß dieselbe bei Vertretung katholIscher Le r­
wird er ar, , k' h 
sätze keinen Beschränl ... ungen unterworfen ist. Da aas Irc.-
r h Lehrgebäude kein willkürliches System, sondern ein 
f~Cst:r Bau ist, braucht der Staat keinen Mißbrauch zu be· 

fiirchten. Im Streitfall würde Art. XXII zur Anwendung kom-

men. 

A 'k 1 XV § 1. Die Republik Österreich wird der katho· 
rU e. . . U 

Zischen Kirche in Österreich gegenüber stets ihre jinanzw en 
Pflichten erfii'uen, welche auf Gesetz, Vertrag oder besonde-

ren Rechtstiteln beruhen. 
§ 2. Bis zu der im Einvernehmen mit dem Heiligen Stuhle 
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vorzunehmenden Neuregelung wird die Grundlage für die 
Dotierung des aktiven und pensionierten Klerus die gegen­
wärtige Kongruagesetzgebung bilden, und zwar mit der Maß­
gabe, daß bei Änderungen des Diensteinkommens für die 
Bundesangestellten eine analoge Änderung für den Klerus zu 
treffen sein wird. 

§ 3. Den Erzbischöfen, Diözesanbischöfen (Praelatus Nul­
lius) , ihren Koadjutoren, Weihbischöfen und Generalvikaren, 
welche nicht mit einem hinreichenden, aus den Fonds und 
Erträgnissen der Mensa oder aus dem Religionsfonds, bezie­
hungsweise Bundesschatz stammenden Einkommen ausgestat­
tet sind, wird gemäß einem mit dem Heiligen Stuhle zu tref­
fenden Abkommen, soweit die staatsjinanziellen Verhältnisse 
dies erlauben, eine angemessene Zulage aus öffentlichen Mit­
teln auszubezahlen sein. 

. § 4. Sobald die staatjinanziellen Verhältnisse es gestatten, 
w~rd die neue Diözese "Innsbruck-Feldkirch" ein Kapitel er­
halten. Die Zahl der Dignitäre und Kanoniker wird im Ein­
vernehmen zwischen dem Heiligen Stuhle und der obersten 
staatlichen Kultusverwaltung festgesetzt. 

§ 5. Insoweit das Vermögen der Metropolitan. und Kathe­
dralkirchen für die Erhaltung der betreffenden Kirchenge. 
bäude, für die Kosten des Gottesdienstes und die Entlohnung 
der erforderlichen weltlichen Dienstpersonen an diesen Kir. 
chen nicht hinreichen sollte, wird der Bund nach Überprü­
fung der Sachlage zur Bedeckung des Abganges im Rahmen 
wenigstens seiner bisherigen Prästationen und nach Maßgabe 
der staatsjinanziellen Leistungsfähigkeit beitragen. 

§ 6. Der Bund wird den Priesterseminarien, die gemäß den 
V orschriften des kirchlichen Gesetzbuches eingerichtet sind, 

wi: bisher im Rahmen der staatsjinanziellen Leistungsfähig­
kelt angemessene Zuschüsse gewähren, deren Neuregelung 
einvernehmlich mit dem Heiligen Stuhle getroffen wird. Die 
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Abrechnungspflicht gegenüber dem Bunde bleibt hinsiclitlich 
solcher Zuwendungen unberührt. 

§ 7. Die Errichtung kirchlicher Stellen, für welche eine 
Kongruaergänzung vom Bunde angestrebt wird, bedarf der 
Zustimmung der obe?sten staatlichen Kultusverwaltung, 
welche Mebei erforderlichenfalls auch die Rechtspersänlich­
keit der neuerrichteten Stelle für den staatlichen Bereich be­
stätigen wird. Dagegen können kirchliche Stellen, für welche 
der Bund keine Kongruazahlung leistet, von der zuständigen 
kirchlichen Behörde frei errichtet oder umgewandelt werden; 
sofern in diesen letzteren Fällen der neu errichteten Stelle 
auch für den staatlichen Bereich Rechtspersönlichkeit zu­
kommen soll, wird vom zuständigen Diözesanbischof (Praela­
tus Nullius) eine Anzeige über die erfolgte Einrichtung bei 
der obersten staatlichen Kultusverwaltung zu hinterlegen sein, 
welche hierüber eine Bestätigung ausstellt . 

Änderungen in der Abgrenzung von Pfarrsprengeln stehen 
den Diözesanordinarien zu. Die oberste staatliche Kultusver­
waltung behält sich vor, solche Änderungen anzuregen, die ge­
eignet sind, Ersparungen herbeizztführen, und die als sachlich 
vertretbar erachtet werden. 

§ 8. Die Gebäude und Grundstücke des Bundes, welche 
gegenwärtig unmittelbar oder mittelbar kirchlichen Zwecken 
dienen, einschließlich jener, in deren Genuß religiöse Orden 
und Kongregationen stehen, werden auch fernerhin unter Be­
dachtnahme auf allenfalls bestehende Verträge diesen Zwek· 
ken überlassen. 

§ 9. Den Religionsfonds kommt kirchlicher Charakter zu; 
sie sind juristische Personen und werden bis auf weiteres wie 
bisher im Namen der Kirche vom Bund verwaltet. Im Ver­
hältnis zwischen Religionsfonds und Bundesschatz, nament· 
lieh auch hinsichtlich der jinanziellen Ergänzungspflicht des 
letzteren, tritt keine Änderung ein. 
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Zu Artikel XV, § 3. Hiebei wird auch auf die Kostender 
Führung der Ordinariatskanzleiel}, soweit für deren Zwecke 
nicht bereits Vorsorge getroffen ist, nach ]jlaßgabe der staats­
finanziellen Verhältnisse Bedacht zu nehmen sein. 

Zu Artikel XV, § 5. Kürzungen aus staatsfinanziellen Griin. 
den werden nicht ohne vorheriges Benehmen erfolgen. 

Art. XV behandelt die staatlichen Leistungen an die katho­
lische Kirche und deren Angestellten. Es wird keine N~ue­
rung geschaffen, sondern der bisherige Zustand näher fixiert. 

Die Rechtstitel, aus denen bisher staatliche Leistungen an 
die katholische Kirche erfolgten, sind verschieden. Schon die 
Pflege der Religion und Sittlichkeit ist für den Staat ein 
wichtiger Faktor und ist die Ausgabe hiefür auch vom staat­
lichen Standpunkt aus vollends gerechtfertigt. Ferner hat die 
Säkularisation von Kirchengut in der josefinischen Periode 
die Kirche vielfach ihrer notwendigen Mittel beraubt. Der aus' 
eingezogenem Kirchengut gebildete Religionsfonds soHte 
kirchlichen Zwecken dienen. Wenn der Religionsfonds für 

,sich allein die5er Aufgabe nicht gewachsen war, so trug sehr 
viel dazu die unglückliche staatliche Verwaltung sowie die 
Ausnützung des Fonds durch den Staat (Benützung der ReH­
gionsfondsgebäude für staatliche Zwecke lediglich gegen Ge­
währung eines Anerkennungszinses u. dgl.) bei. Es war daher 
ein Akt der Gerechtigkeit, wenn der Religionsfonds staatlicher­
seits subventioniert wurde. 

Art. XV, Punkt 1, führt als Gründe für staatliche Leistun­
gen an die katholische Kirche an: Gesetz, Vertrag, besondere 
Rechtstitel. Bei dem gesetzlichen Grund hat man vor allem 
an das Kongruagesetz vom 13. Juli 1921, BGBI. NI'. 403. zu 
denken, wodurch der Kreis der Bezugsberechtigten umschrie­
ben wurde: selbständige und unselbständige Seelsorger an 
Seelsorgsstationen, Seelsorger an gemeinnützigen, vom Bund, 
einem Lande, Bezirke, Gemeinde oder öffentlichen Fonds er. 
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haltenen Anstalten, priesterliche Beamte bei katholischen Or­
dinariaten, Konsistorien und bischöflichen Seminarien 25. Mit 
dem Ges. vom 28. Juni 1922, BGBl. Nr. 367, wurde die Be­
~timmung getroffen, daß Änderungen des Diensteinkommens 
der Bundesangestellten eine analoge Änderung für den Klerus 
zur Folge haben sollen. 

Beim Vertrag, der in Art. XV erwähnt wird, ist wohl an die 
Vereinbarungen zu denken, die das Konkordat seIhst in Aus­
sicht stellt. Andere Rechtstitel waren und sind alte Verord· 
nungen, z. B. bezüglich Subvention der Priesterseminarien, 
soweit die Unterhaltsdotation fehlt. Hofkanzleidekret 1. März 
1825 (Rieder, Handbuch, I, S. 7). In dieser Hinsicht ver­
spricht übrigens der Bund in Art. XV, Punkt 6, den Priester­
seminarien, die nach den Vorschriften des kirchlichen Gesetz­
buches eingerichtet sind, wie bisher angemessene Zuschüsse 
zu gewähren, allerdings mit dem Zusatze "im Rahmen der 
staatsfinanziellen Leistungsfähigkeit". Schon in der Vorkriegs­
zeit waren diese Zuschüsse eine Kopfdotation für einen nume­
rus clausus. Gegenwärtig sind die Zuschüsse wohl sehr gering, 
in Graz z. B. 70 Groschen pro Kopf und Tag, und muß der 
Rest durch Beiträge der Alumnen und freiwillige Gaben einer 
sogenannten Seminaraktion gedeckt werden. . 

Wie bisher, so besteht auch in Zukunft hinsichtlich staat­
licher Zuwendungen bei Priesterseminarien eine Abrech­
nungspflicht. Eine Neuregelung soll nach dem Konkordat 
durch eine Vereinbarung mit dem Heiligen Stuhle erfolgen. 

Andere Leistungen des Religionsfonds an kirchliche Insti­
tute wie eine Kopfdotation an Mendikantenklöster als Ersatz 
für das verbotene Almosensammeln (Terminieren) sind zu 
einer Gnadengabe geworden oder wurden ganz gestrichen, wie 
z. B. Beiträge zur Haltung eines Pferdes zur bequemeren 
Pastoration ("Versehpferdbeitrag"), Ersatz für Stolaentgang 

25 Im Verordnungswege wurde auch eine Anzahl von Professoren der 
bischöflichen Knabenseminarien übernommen. 
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an katholische Seelsorger in der Diaspora ("Protestantenbei. 
trag") . 

Eine Leistung des Religionsfonds ist in Art. XV, Punkt 5. 
besonders hervorgehoben: Beitrag an bischöfliche Kirchen 

für Erhaltung der Gebäude, Abhaltung des Gottesdienstes 
und für Unterhalt der weltlichen Kirchendiener. Doch wird 
nur subsidiär und nach Maßgabe der staatsfinanziellen Lei­
stungsfähigkeit eine Beitragsleistung zugesichert, also nur, .so­
weit das Vermögen dieser Kirchen nicht hinreicht. Eine Än­

derung in der bisherigen Praxis wird kaum eintreten ("im 
Rahmen wenigstens seiner bisherigen Prästationen") . Das Zu. 
satzprotokoll vers~richt, daß Kürzungen aus staatsfinanziellen 
Gründen ohne vorheriges Benehmen nicht erfolgen. 

Punkt 3 des Art. XV betrifft die Dotation der Bischöfe 
(Praelatus NulIius), Koadjutoren, Weihbischöfe und General­
vikare. (Nicht erwähnt sind die Administratoren.) Es sind 
diese Funktionäre im Seelsorger-Kongruagesetz nicht aufge­
führt. Die Bischöfe besitzen regelmäßig eine Realdotation. So­
weit dieselbe nicht ausreicht, erhielten sie auch bisher zuweilen 

~uf Ansuchen eine Ergänzung aus dem Religionsfonds. Für 
Koadjutoren, Weihbischöfe und Generalvikare muß nach 

kanoniscbem Rechte der Bischof sorgen. Praktisch sind die. 
selben regelmäßig Mitglieder der Domkapitel und war so für 

den Unterhalt einigermaßen Vorsorge getroffen. Eine Zulage 
aus dem ReIigionsfonds konnte nur im Gnadenwege erreicht 
werden. Im Konkordat wird nun vereinbart, die Frage zum 
Gegenstand eines besonderen Abkommens mit dem Heiligen 
Stuhle zu machen. Im ZusatzprotokoU wird erklärt, daß bei 
Bemessung dieser Beiträge auch auf die Führung der Ordi­
nariatskanzleien, soweit für diese Zwecke nicht bereits Vor­
sorge getroffen ist (Kongrua für priesterliche Beamte bei 

katholischen Ordinariaten), nach Maßgabe der staatsfinanziel. 
len Verbältnisse Bedacbt zu nehmen sein wird. 
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Nicht in Betracht gezogen ist im Konkordat die Frage der 
Pensionierung eines Diözesanbischofes. Auch im Kongrua­
gesetz ist der Fall nicht vorgesehen .. Kan.onisch würde ei~e 
Pension aus dem Bischofsgut aUZUWeIsen sein. Da aber dIe 
Dotation der Bistümer oft nicht eine derartige daß die 
Auszahlung einer Pension an den abtretenden Bischof mög­
lich erscheint, Resignation aber infolge Alters oder Gebrech­
lichkeit sich als notwendig erweisen kann, so wird die Frage 
. S' d Art XXII im Einzelfalle durch eine Sonder-Im lnne es . 

'nb . chen Kirche und Staat zu bereinigen sein. verel arung ZWlS 

Punkt 4 des Art. XV handelt von der Errichtung eines 

Domkapitels an der neuen Diözese Innsbruck-Feldkirch, ~ie 
erfolgen soU, sobald die staatsfinanziellen Verhältnisse . ~les 
gestatten. Die Zahl der Dignitäre und ~i~achen Kanoniker 
wird im Einvernehmen zwischen dem HellIgen Stuhle und der 
obersten staatlichen Kultusverwaltung erfolgen. 

Die Errichtung eines Kapitels bei der Praelatura Nullius 
im Burgenland ist nicht in Aussicht genommen. 

Eine teilweise Änderung des geltenden Staatskir~henrechts 
bringt Art. XV, Punkt 7. Nach § 20 des Ge~ ... vom 7. Mai 1874, 
RGBl. Nr. 50, ist zur Errichtung neuer DlOzesen und Pfarr­
bezirke zu einer Änderung in der Abgrenzung der bestehen­
den, d:nn zur Errichtung, Teilung oder Ve~einig~ng von 
Pfründen die staatliche Genehmigung erforderlIch. Nnnmehr 
gilt der· Grundsatz, daß zwar zur Errichtung kirchlicher Stel· 
len für welche eine Kongruaergänzung vom Bunde angestrebt 
wir'd, die Zustimmung der obersten staatlichen Kultusverwal­
tung notwendig ist, daß aber für Err~chtung ~d Umwand· 
lung kirchlicher Stellen, für welche keme st.aath~he Kon~~ua­
zahlung in Anspruch genommen wird, die kIrc~~c~e B~horde 
vollständig frei ist. Die staatliche Rechtspersonhchkelt der 
neu errichteten kirchlichen Stelle wird im ersten Falle von 
der staatlichen Behörde bei der Zustimmung zur Errichtung 
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bestätigt, im zweiten Falle durch die Anzeige des Diözesan­
bischofs (Praelatus Nullius) bei der obersten staatlichen Kul. 
tusverwaltung erworben. 

Gewöhnliche Umpfarrungen bedürfen nun nicht mehr der 
Zustimmung der staatlichen Kultusverwaltung. Freilich er­
wachsen hiedurch den kirchlichen Behörden, die nunmehr 
die oft umständlichen Erhebungen zu pflegen haben werden, 
erhöhte Arbeiten. Leider ist die Pfarrabgrenzung oft eine 
äußerst unglückliche. Bei Neuerrichtung der Pfarren hatte 
man nicht immer den Mut, eine natürliche Abgrenzung vor­
zunehmen. Dadurch wird oft auch die Seelsorge erschwert. 
Daher behält sich der Bund vor, aus Ersparungsrücksichten 
Änderungen in der pfarrlichen Abgrenzung anzuregen. 

Punkt 3 des Art. XV bestätigt einen gewissen Rechtszu­
stand. Es kommt nämlich vor, daß staatliche Gebäude und 
Liegenschaften kirchlichen Zwecken dienen oder religiösen 
Genossenschaften vertragsmäßig überwiesen sind. So befindet 
sich z. B. das Priesterseminar in Graz in einem Gebäude, das 
einst dem Studienfonds, nun dem Staatsärar gehört. Es wurde 
das Benützungsrecht an diesem Gebäude für die Überlassung 
des ehemaligen Priesterseminars an die k. k. Domänen-Ad­
ministration eingeräumt (s. A. G r i e ß 1, Gesch. des Seckauer 
Diözesan.Priesterhauses, Graz 1906, 125 f.) Derartige Verhält­
nisse sollen weiterbestehen. 

Punkt 9, Art. XV, spricht, wie das Konkordat von 1855, 
Art. 31, den Grundsatz aus, daß der Religionsfonds kirch­
lichen Charakter besitzt, aher wie bisher bis auf weiteres vom 
Bund im Namen der Kirche verwaltet wird 26. Das Verhältnis 
von Religionsfonds und Bund soll gleichbleiben, ebenso die 
eventuelle Ergänzungspflicht des Bundes. 

26 Art. 31 des Konkordates 1855 sprach auch von einem mit dem Apo. 
stolischen Stuhle zu vereinbarenden Aufsichtsrecht der Bischöfe. Tat­
sächlich wurden bis 1914 den jährlichen Präliminarberatungen bischöf­
liche Vertreter beigezogen. 
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" . h f l' h St 'tf ge wird hier in kurzer Eine alte Wlssensc a t IC e rel ra .. . 
Weise gelöst: Der Religionsfonds hat juri~tische PerHonhc~­
keit. Daher sind Klagell bezüglich der LeIstungen des Reli­

gionsfonds an diesen, nicht an den Staat zu richten. 

Aus dem ganzen Tenor des Art. XV ergibt sich wohl a~ch, 
daß die staatlichen Zuschüsse an den Religionsf~nds mc~t 
den Charakter von Darlehen, sondern von staatlichen BeI-

trägen haben 27. 

A 'k l XVI Für die in öffentlichen Spitälern, Heil-, Ver-
rt~ e . . G f h" 

_ und dergleichen Anstalten sowie w e angen au-
sorgungs f" E . 
sern, Strafanstalten, Arbeitshäusern, Anstalten ur rZLe-
hungsbedürftige und dergleichen Anstalten untergeb~acht~n 
Personen wird, soweit nicht für die einzelne An~talt. Lm E~n-

h 't dem zuständigen Diözesanord-tnanus ewe verne men mt " . 
'gene Anstaltsseelsorge eingerichtet ist, dem Ortsseelsorger 

eL d d m an seiner Stelle beauftragten Geistlichen das Recht 
un e "ff'A 
des freien Zutrittes zu den Anstaltsinsassen behu s reter us-

übung seines geistlichen Amtes gewährleistet. 

Es besteht Einverständnis, daß im Falle der Einrichtung 

einer eigenen Anstaltsseelsorge die Bestellung ~~r betre~en­
den Geistlichen im Einvernehmen mit dem Dwzesanordma-

rius erfolgt." 

Art. XVI. Anstaltsseelsorge. Viele von den öffentlichen An­
stalten (Heil-, Versorgungs-, Straf- und Erziehungsanstalten) 
haben von alters her eine eigene Seelsorge. Manchmal hat 
sich daraus eine eigene Anstaltspfarre entwickelt (z. B. ~.ee~. 
sorge am Landeskrankenhaus in Graz, Seelsorge am stadtl­
sehen Altersheim in Graz). Dieser Zustand soll aufrecht er­
halten bleiben. V gl. auch Art. XV, Punkt 1. Besteht keine 
eigene Anstaltsseelsorge, so hat der Ortspfarrer und sein Stell-

27 S. hierüber J. Ha r i n g, K. R,3, 743. 
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vertreter zur Ausübung seiues Amtes freien Zutritt zu den 
Anstaltsinsassen. V gl. auch das deutsche Reichskonkordat,. 
Art. 28. . 

Wohl selbstverständlich ist die Bestimmung, daß die 
stellung des etwaigen Anstaltsseelsorgers einverständlich 
dem Diözesanbischof erfolgt. 

Be­
mit 

Artikel XVII. Das Einkommen, in dessen Genuß die Geist~ 
lichen kraft ihres Amtes stehen, ist im gleichen Maße exe­
kutionsfrei, in dem es die Bezüge der Angestellten des Bun­
des sind. 

Art. XVII anerkennt das Beneficium competentiae (Exeku­
t~~nsfreiheit) des geistlichen Einkommens nach Maßgabe der 
f~r B~ndesangestente geltenden Bestimmungen. Dieselben 
smd medergelegt im Ges. vom 26. März 1926,. BGBI. Nr. 61 
(mindestens ein Jahresbezug von 500 S muß freibleiben; bei 
Bezügen über 500 bis 2000 S vom Überschuß überdies zwei 
Drittel, von 2000 bis 4000 S vom weiteren Überschußdie 
Hälfte. Der Überschuß über 4000 S unterliegt ohne Beschrän­
kung der Exekution). 

Artikel XVIII. Die Geistlichen können von Gerichtsbehör­
den oder anderen Behörden nicht um die Erteilung von Aus­
künften über Personen oder Dinge ersucht werden, bezüglich 
deren sie unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit 
Kenntnis erhalten haben. 

Art. XVIII schützt das geistliche Amtsgeheimnis. Weder 
von den Gerichten noch von anderen Behörden dürfen Geist­
liche um Erteilung von Auskünften über Personen oder Dinge 
ersucht werden, bezüglich deren sie unter dem Siegel der 
geistlichen Amtsverschwiegenheit Kenntnis erhalten haben. 
Also nicht bloß das Beichtgeheinmis, sondern überhaupt das 
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Amtsgeheimnis ist geschützt. Bemerkenswert ist, daß der 
Geistliche unter den gegebenen Voraussetzungen nicht bloß 
von der Aussage vor Gericht, sondern auch vor anderen Be­

hörden befreit ist. V gl. Die analogen Bestimmungen in dem 
Gesetz vom 23. Mai 1873, RGBl. Nr. 121, § 151, und in der 
Zivilprozeßordnung vom 1. August 1895, RGBl. Nr. Ill, § 320. 

V gl. auch deutsches Konkordat, Art. 9. 

Artikel XIX. Die Geistlichen und Ordens personen sind 

vom Geschworenen· und Schöffenamt befreit. 

Art. XIX befreit Geistliche und Ordenspersonen vom Ge­
schworenen. und Schöffendienst. Eine Befreiung der Geist­
lichen gesetzlich anerkannter Konfessionen sprachen bereits 
Gesetz vom 23. Mai 1873, RGBl. Nr. 121, § 3, und Gesetz vom 

15. Juni 1920, RGBl. Nr. 279, In, aus. 

Artikel XX. Im Falle der strafgerichtlichen Belangung 

eines Geistlichen oder einer Ordensperson hat das staatliche 
Gericht sofort den für den Belangten zuständigen Diözesan­
ordinarius zu verständigen und demselben raschestens die Er­
gebnisse der Voruntersuchung und gegebenenfalls das End­
urteil des Gerichtes sowohl in der ersten als in der Berufungs-

instanz zu übermitteln. 

Im Falle der Verhaftung und Anhaltung in Haft soll der 
Geistliche (Ordensperson) mit der seinem Stande und seinem 
hierarchischen Grade gebührenden- Rücksicht behandelt wer-

den. 
Im Falle der rechtskräftigen unbedingten Verurteilung 

eines Geistlichen wegen eines Verbrechens wird die Bundes­
regierung unbeschadet sonstiger aus den strafgesetzlichen Vor­
schriften sich ergebenden Rechtsfolgen, falls der Diözesan­
ordinarius den Geistlichen nicht ohnehin von seinem Amte 
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entfernt, die Einstellung der ihm etwa zukommenden Dota­
tion (Kongruarergänzung) verfügen. 

Art. XX handelt von der strafrechtlichen Belangung und 
eventuellen Verurteilung eines Geistlichen oder einer Ordens­
person. Es wird hiebei im großen ganzen der Inhalt des ,§ 29 
des Ges. vom 7. Mai 1874, RGBl. Nr. 50, aufrecht erhalten: 
Benachrichtigung des kirchlichen Vorgesetzten von der Un­
tersuchung, Anklage und dem Urteile. Das Konkordat präzi­
siert diese Punkte näher (Urteil der ersten und eventuell der 
Berufungsinstanz) und dehnt die Bestimmungen auch auf 
Ordens,eersonen (wohl im Sinne von Mitgliedern religiöser 
Genossenschaften) aus. Bei rechtskräftiger unbedingter Ver­
urteilung wegen eines Verbrechens wird regelmäßig schon 
kirchlicherseits eine Enthebung vom Amte stattfinden. Jeden­
falls aber verfügt die Bundesregierung die Kongruaeinstel. 
lung. Bemerkt sei, daß nur bei Verurteilung wegen eines 
Ver b l' e ehe n s (nicht wegen eines Vergehens oder einer 
Übertretung, vgl. StGB., § 1 ff., 233 ff.) diese Rechtsfolge ein· 
tritt. V gl. Art. XI, 2. 

Indirekt kann man aus Art. XX entnehmen, daß der Apo­
stolische Stuhl das privilegium f ori (eigenen Gerichtsstand 
der Kleriker) nicht urgiert. 

Artikel XXI. Der Gebrauch des kirchlichen oder Ordens­
gewandes seitens Laien oder seitens Geistlicher und Ordens­
personen, denen er von der zuständigen Kirchenbehörde durch 
endgültige Anordnung verboten worden ist, die zu diesem 
Zwecke der zuständigen staatlichen Behörde amtlich bekannt­
zugeben sein wird, ist unter den gleichen Sanktionen und 
Strafen verboten, mit welchen der Mißbrauch der militäri· 
schen Uniform verboten und bestraft wird. 

Art. XXI schützt die geistliche und die Ordenstracht vor 
Mißbrauch. Bisher gab es in Österreich keinen derartigen 
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, K nk d t Art 30 und das deutsche Reichskonkor 
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samen Einverständnis eine freundschaftliche Lösung herbei­
führen, beziehungsweise eine einvernehmliche Regelung 
treffen. 

Mit dem lnkrafttreten des gegenwärtigen Konkordates wer­
den alle in Österreich noch in Geltung stehenden Ges~tze und 
Verordnungen, insoweit sie mit den Bestimmungen dieses 
Konkordates in Widerspruch stehen, außer Kraft treten. 

Zu Artikel XXIl, Absatz 3. Unter anderem treten hiemit 
die Gesetze vom 7. Mai 1874, RGBl. Nr. 50 und Nr. 51, in 
ihrem ganzen Umfange außer Kraft. 

Art. XXII ist etwas dunkel. Alle im Konkordate nicht be­
handelten Materien, die auf kirchliche Personen oder Dinge 
sich beziehen, werden dem geltenden kanonischen Recht ge- . 
mäß geregelt werden. Von wem? J edenf aUs von der Kirche, 
da eine Machtübertragung an den Staat hervorgehoben wer· 
den müßte. Welche Bedeutung haben diese kirchlichen Ver­
fügungen für den Staatsbereich? Es sind dies jedenfalls inner­
kirchliche Verfügungen im Sinne des Art. 29, Abs. 2, der 
Verfassung 1934 und im Sinne des Art. I, § 2, des Konkordats. 

Abs. 2 des Art. XXII sieht bei Meinungsverschiedenheiten 
über die Auslegung des Konkordates und bei Lücken dessel­
ben gemeinsame Verhandlungen zum Zwecke einer freund­
schaftlichen Lösung vor. Dieser Weg ist vom Konkordats· 
standpunkt aus der einzig mögliche. 

Wichtig ist Punkt 3 des Art. XXII: Alle mit dem Konkor­
date im Widerspruch stehenden österreichischen Gesetze und 
Verordnungen sind mit dem Inkrafttreten des Konkordates 
auf gehoben. 

Ausdrücklich werden im ZusatzprotokoU die Gesetze vom 
7. Mai 1874, RGBt Nr. 50 und 51, das Gesetz über die äuße­
ren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche und das Re-
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Zu Urkun essen 
wärtige Konkordat unterzeichnet. 

Geschehen in doppelter Urschrift. 

In der Vatikanstadt, am 5. Juni 1933. 

Dr. Doll/uß, 
Bundeskanzler. 

Schuschnigg, 
Bundesminister. 

h d 'talienischen Text 
A t XXIII erklärt den deutsc en un 1 • k 

r . . . M't dem Austausch der RatifikatIOnsur. un-
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~:: ::ische:n~er Republik österreich und dem Heiligen Stuhl 
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für ratifiziert und verspricht. im Namen des Bundesstaates 
Österreich dessen gewissenhafte Erfüllung. , 

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikation VOm Bun. 
despräsidenten unterfertigt, vom Bundeskanzler und von 
alle;" anderen Mitgliedern der Bundesregierung gegengezeich. 
net und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver. 
sehen worden. 

Geschehen zu Wien, den 1. Mai 1934. 

Der Bundespräsident: 
Miklas 

Der Bundeskanzler 
und die übrigen Mitglieder der Bundesregierung: 

Doll/uß 
Buresch 

F ey Schuschnigg 
Stockinger Schönburg 

Schmitz 

Neustädter-Stürmer 
Ender Kerbel' 

Der Austausch der Ratifikationen ist am 1. Mai 1934 erfolgt 
Und da;s Konkordat dalter an diesem Tage in Kraft getreten. 

Doll/uß 
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